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Getränken während den jeweiligen Öffnungszeiten im kon-
zessionierten Außenbereich von Gaststätten.

4.  Der räumliche Umgriff des Alkoholkonsumverbotes aus den 
Ziffern 1 und 2 ergibt sich aus der Anlage, welche Bestand-
teil dieser Allgemeinverfügung ist.

5.  Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayV-
wVfG am 07.12.2021 ab 20.00 Uhr durch Veröffentlichung 
im Internet (www.muenchen.de/corona), in Rundfunk und 
Presse als bekannt gegeben und ist ab dem 08.12.2021, 
0.00 Uhr, wirksam. 

Hinweise:

1.  Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung können im 
Kreisverwaltungsreferat, Dienstgebäude Ruppertstraße 19, 
Raum 42.51, 80337 München nach vorheriger Terminverein-
barung eingesehen werden und sind auf der städtischen  
Internetseite unter www.muenchen.de/corona abrufbar.

2.  Die sofortige Vollziehbarkeit der Ziffern 1 und 2 dieser All-
gemeinverfügung besteht kraft Gesetzes, vgl. § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem Bayeri-
schen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Schriftlich an oder zur Niederschrift bei 
 Bayerisches Verwaltungsgericht München
 Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
 Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

b)  Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind. 

Hinweise:
 – Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zugelas-

sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen.
 – Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Perso-

nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Weiterer Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

München, 07. Dezember 2021 Kreisverwaltungsreferat
  Dr. Böhle
  Berufsmäßiger Stadtrat

Nachrichtliche Veröffentlichung einer Allgemeinverfügung
zu der Bekanntmachung vom 07.12.2021 durch Veröffent
lichung im Internet (www.muenchen.de/corona), in Rund
funk und Presse im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München vom 20. Dezember 2021

Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions
krankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – 
IfSG) und der Fünfzehnten Bayerischen Infektionsschutz
maßnahmenverordnung (15. BayIfSMV);
Festlegung der Örtlichkeiten für das Alkoholkonsum
verbot gemäß § 14 Abs. 2 der 15. BayIfSMV

Anlage
Lageplan

Die Landeshauptstadt München erlässt gemäß § 28 Abs. 1 
Satz 1 und § 28a Abs. 1 Nr. 9 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG), Art. 35 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (BayVwVfG), § 65 Satz 1 der Zuständigkeitsverord-
nung (ZustV) und § 14 Abs. 2 der Fünfzehnten Bayerischen  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (15. BayIfSMV) vom 
23. November 2021, zuletzt geändert am 3. Dezember 2021, 
folgende

Allgemeinverfügung:

1.  Das in § 14 Abs. 2 der 15. BayIfSMV in der jeweils gelten-
den Fassung angeordnete Alkoholkonsumverbot wird für 
folgende öffentliche Verkehrsflächen der Münchener Innen-
stadt täglich in der Zeit von 11.00 Uhr bis 23.00 Uhr fest-
gelegt:

  Sendlinger-Tor-Platz, Viktualienmarkt, Schützenstraße und 
die Fußgängerzone in der Altstadt inklusive der folgenden 
angrenzenden Straßen: Tal (im Bereich der Hausnummern 1 
bis 48), Rosental zwischen Sendlinger Straße und Rinder-
markt, Rindermarkt, Viktualienmarkt, Dienerstraße, 
Schrammerstraße und Landschaftstraße 

2.  Abweichend von Ziffer 1 gilt das Alkoholkonsumverbot an 
den zuvor festgelegten öffentlichen Verkehrsflächen der 
Münchener Innenstadt durchgehend im Zeitraum 31.12.2021 
(Silvester) 11.00 Uhr bis 01.01.2022 (Neujahr) 11.00 Uhr. 

3.  Ausgenommen von dem in den Ziffern 1 und 2 festgelegten 
Alkoholkonsumverbot ist der Konsum von alkoholischen 
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Örtliche Bestimmung des Geltungsbereiches des Alkoholkonsumverbotes für den Sendlinger-Tor-Platz, den 
Viktualienmarkt, die Schützenstraße und die Fußgängerzone in der Altstadt inkl. der folgenden angrenzenden Straßen: 
Tal (im Bereich der Hausnummern 1 bis 48), Rosental zwischen Sendlinger Straße und 
Rindermarkt, Rindermarkt, Viktualienmarkt, Dienerstraße, Schrammerstraße, Landschaftstraße

Seite 1

Anlage 1Örtliche Bestimmung des Geltungsbereiches des Alkoholkonsumverbotes für den SendlingerTorPlatz, 
den Viktualienmarkt, die Schützenstraße und die Fußgängerzone in der Altstadt inkl. der folgenden  
angrenzenden Straßen: Tal (im Bereich der Hausnummern 1 bis 48), Rosental zwischen Sendlinger Straße 
und Rindermarkt, Rindermarkt, Viktualienmarkt, Dienerstraße, Schrammerstraße, Landschaftstraße

Anlage

Der Bereich umschließt den Sendlinger-Tor-Platz und verläuft 
entlang der Sendlinger Straße in nordöstliche Richtung zur 
Kreuzung Färbergraben / Rosental. Der Bereich umfasst die 
Dultstraße, Rosental, Rosenstraße, Rindermarkt, Pettenbeck-
straße, Petersplatz, Viktualienmarkt und verläuft über Rosen-
tal in die Prälat-Zistl-Straße und auf Höhe des Objektes Viktu-
alienmarkt 15 entlang Viktualienmarkt in die Frauenstraße, 
entlang des nördlichen Gehweges der Frauenstraße zur
Kreuzung Westenriederstraße.

Der Bereich umfasst die Westenriederstraße bis zur Kreuzung 
Viktualienmarkt, Viktualienmarkt, Dreifaltigkeitsplatz, Heilig-
Geist-Straße, Prälat-Miller-Weg. Der Bereich verläuft weiter 
über Viktualienmarkt zur Kreuzung Tal / Sparkassenstraße 
und entlang des Objektes Marienplatz 15 zur Kreuzung Burg-
straße. Der Bereich umfasst zudem im Tal (im Bereich der 
Hausnummern 1 bis 48).

Der Bereich umschließt den Marienplatz, die Dienerstraße, die 
Landschaftstraße, die Schrammerstraße, die Residenzstraße, 
die Perusastraße, die Viscardigasse, die Hofgartenstraße
zwischen Odeonsplatz und Eingangsbereich Hofgarten, den 
Platz vor der Feldherrenhalle, die Theatinerstraße, die Salva-
torstraße von der Kreuzung Theatinerstraße bis Höhe Theati-
nerstraße 16, die Weinstraße, die Maffeistraße, die Winden-
macherstraße, die Schäfflerstraße, die Löwengrube auf Höhe 
der Anwesen 14 und 14a, den südlichen Gehsteig Löwengru-

be bis zur Kreuzung Augustinerstraße, die Augustinerstraße, 
den Frauenplatz, die Liebfrauenstraße, die Mazaristraße, die 
Thiereckstraße, die Sporerstraße, die Filserbräugasse und die 
Albertgasse.

Der Bereich umfasst die Kaufingerstraße, die Fürstenfelder-
straße entlang des Anwesens Kaufingerstraße 15, die Neu-
hauser Straße, Färbergraben entlang des Anwesens Neuhau-
ser Straße 1, die Ettstraße entlang des Anwesens Neuhauser 
Straße 2, die Eisenmannstraße entlang der Anwesen Neuhau-
ser Straße 23 und Eisenmannstraße 2, die Kapellenstraße  
auf Höhe des Anwesens Neuhauser Straße 10, die Herzog-
Max-Straße auf Höhe des Anwesens Neuhauser Straße 20, 
die Herzog-Wilhelm-Straße zwischen Neuhauser Straße und
Kreuzung Herzog-Spital-Straße, den Karlsplatz ab Neuhauser 
Straße bis zur nördlichen Gehsteiggrenze zwischen den An-
wesen Karlsplatz 7 und Karlsplatz 11-12 sowie das Stachus-
Untergeschoss.

Der Bereich umfasst die Fußgängerzone der Schützenstraße 
(inklusive Arkaden) von der Einmündung Prielmayerstraße bis 
zum ehemaligen Hotel Königshof (Karlsplatz 25).

Alle genannten Straßen werden – soweit nicht anders aufge-
führt – beidseitig inklusive der Gehwege bis zur Hauswand  
erfasst.
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Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt 
München über die Erhebung von Kostenbeiträgen für die 
Förderung in der qualifizierten Kindertagespflege nach 
§§ 23 und 24 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII) (Kostenbeitragssatzung Kindertagespflege)

vom 2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Artikel 
23 und 24 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-l), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74) und des § 90 Abs. 1 Nr. 3 
Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – Kinder und Ju-
gendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20.08.2021 (BGBl. I S. 3932), folgende Satzung:

§ 1 

Die Satzung der Landeshauptstadt München über die Erhebung 
von Kostenbeiträgen für die Förderung in der qualifizierten 
Kindertagespflege nach §§ 23 und 24 des Achten Buches  
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) (Kostenbeitragssatzung Kinder-
tagespflege) vom 21.10.2019 (MüABl. S. 461) wird wie folgt  
geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Beitragspflicht entsteht erstmals mit der Aufnahme 
des Kindes in die Kindertagespflege, im Übrigen fortlau-
fend mit Beginn eines Kalendermonats. Die Kostenbeitrags-
pflicht endet in dem Monat, in dem die Betreuung endet. 
Bei Aufnahme oder Ausscheiden des Kindes während eines 
Monats ist für diesen Monat der volle Kostenbeitrag zu 
entrichten.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Kostenbeitragspflicht wird durch Ferien- und 
Krankheitszeiten des Kindes oder durch Urlaubs- und 
Krankheitszeiten der Tagespflegeperson nicht berührt.“

c) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Sofern aufgrund eines behördlich angeordneten Betre-
tungsverbotes die Betreuung während eines gesamten 
Monats nicht in Anspruch genommen wurde, wird der 
Kostenbeitrag für den jeweiligen Monat zurückerstattet.“

 
d) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

„(4) Über die in Abs. 3 vorgesehene Rückerstattungsmög-
lichkeit sowie die Voraussetzungen der Erstattung werden 
die Kostenbeitragspflichtigen im Rahmen einer schriftlichen 
Elterninformation in Kenntnis gesetzt.“

e) Es wird folgender neuer Absatz 5 eingefügt:

„(5) Sollten während eines behördlich angeordneten Betre-
tungsverbotes von der Landeshauptstadt München Ersatz-
leistungen, beispielsweise aufgrund einer Richtlinie des 
Freistaats Bayern oder vergleichsweiser Vorschriften, in 
Anspruch genommen werden können, finden die Vorschrif-
ten dieser Satzung keine Anwendung, soweit sie einem 
solchen Erstattungsanspruch entgegenstehen.“

f) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

g) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7.

h) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Der Kostenbeitrag wird monatlich erhoben und ist je-
weils zum 28. eines Monats für den gesamten Monat fällig 
und auf das im Bescheid genannte Konto der Landes-
hauptstadt München zu überweisen.“

§ 2 Inkrafttreten

Ziffer 1 Buchstabe c der Änderungssatzung tritt rückwirkend 
zum 16.03.2020 in Kraft.

Im Übrigen tritt die Änderungssatzung am Tag nach ihrer Be-
kanntgabe in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung über die Aufgaben und Benutzung des  
Stadtarchivs der Landeshauptstadt München  
(StadtarchivSatzung)

vom  2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74) und Art. 13 Abs. 1 
des Bayerischen Archivgesetzes (BayArchivG) vom 22.12.1989 
(GVBl. S. 710, BayRS 2241-1-WK), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 16.12.1999 (GVBl. S. 521), folgende Satzung:

Abschnitt I – Allgemeines

§ 1 Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Archivierung und Benutzung von 
Unterlagen im Stadtarchiv München.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1)  Archivgut sind alle archivwürdigen Unterlagen amtlicher 
und nicht amtlicher Herkunft, die vom Stadtarchiv Mün-
chen zur dauernden Aufbewahrung übernommen werden. 
Zur Nutzung des Archivguts notwendige Findhilfsmittel 
sind hinsichtlich ihrer Zugänglichmachung Archivgut 
gleichgestellt, wobei sie von der allgemeinen Schutzfrist 
nach § 9 Abs. 1 Satz 1 ausgenommen sind.
Unterlagen sind unabhängig von ihrer Speicherungsform 
alle Aufzeichnungen, insbesondere Urkunden, Amtsbücher, 
Akten, Schriftstücke, Karteien, Karten, Risse, Pläne, Plaka-
te, Siegel, Bild-, Film- und Tondokumente sowie alle Hilfs-
mittel und ergänzenden Daten, die für die Erhaltung, das 
Verständnis dieser Informationen und deren Nutzung not-
wendig sind.

(2)   Archivwürdig sind Unterlagen, die für wissenschaftliche 
Forschung, zur Sicherung berechtigter Belange Betroffe-
ner oder Dritter oder für Zwecke der Gesetzgebung, 
Rechtsprechung oder Verwaltung von bleibendem Wert 
sind. Über die Archivwürdigkeit entscheidet das Stadt-
archiv München.
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(3)  Archivierung umfasst die Aufgabe, das Archivgut zu er-
fassen, zu übernehmen, auf Dauer zu verwahren und zu  
sichern, zu erhalten, zu erschließen, nutzbar zu machen 
und auszuwerten.

Abschnitt II – Aufgaben

§ 3 Aufgaben des Stadtarchivs

(1) Die Landeshauptstadt München unterhält ein Archiv. Das 
Stadtarchiv ist die städtische Fachdienststelle für alle  
Fragen des städtischen Archivwesens und für Fragen der 
Stadtgeschichte.

(2) Das Stadtarchiv hat die Aufgabe, das Archivgut aller städti-
schen Organe, Ämter, Dienststellen, Beiräte und sonstigen 
Einrichtungen, aller städtischen Eigenbetriebe, Gesell-
schaften, Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts, aller unter städtischer Verwaltung oder Aufsicht 
stehenden Stiftungen sowie – im Falle gesonderter Verein-
barungen – der Zweckverbände, an denen die Landeshaupt-
stadt München beteiligt ist, zu archivieren. Diese Aufgabe 
erstreckt sich auch auf Archivgut der Rechtsvorgänger der 
Landeshauptstadt München und der Funktionsvorgänger 
der in Satz 1 genannten Stellen.

(3) Das Stadtarchiv kann auch Archivgut sonstiger öffentlicher 
Stellen archivieren. Es gilt diese Satzung, soweit Vereinba-
rungen oder Rechtsvorschriften nichts anderes bestim-
men.

(4) Das Stadtarchiv kann aufgrund von Vereinbarungen oder 
letztwilligen Verfügungen auch privates Archivgut archivie-
ren, soweit daran ein öffentliches Interesse besteht. Für 
dieses Archivgut gilt diese Satzung mit der Maßgabe, dass 
besondere Vereinbarungen mit Eigentümerinnen und Eigen-
tümern oder besondere Festlegungen in den letztwilligen 
Verfügungen unberührt bleiben.

(5) Das Stadtarchiv berät die städtische Verwaltung bei der 
Verwaltung und Sicherung ihrer elektronischen und analo-
gen Unterlagen. Im Hinblick auf die spätere Archivierung 
ist das Stadtarchiv bei der Einführung und Änderung tech-
nischer Systeme zur Erstellung und Speicherung digitaler 
Unterlagen zu beteiligen. Das Stadtarchiv kann außerdem 
nichtstädtische Archiveigentümerinnen und Archiveigentü-
mer bei der Sicherung und Nutzbarmachung ihres Archiv-
gutes beraten und unterstützen, soweit daran ein städti-
sches Interesse besteht.

(6) Das Stadtarchiv fördert die Erforschung der Stadtgeschich-
te.

§ 4 Anbietung und Übernahme von Unterlagen

(1) Alle unter § 3 Absatz 2 dieser Satzung genannten Stellen 
haben dem Stadtarchiv die Unterlagen zur Übernahme  
anzubieten, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
benötigen. Spätestens sind die Unterlagen 30 Jahre nach 
ihrer Entstehung dem Stadtarchiv anzubieten, soweit durch 
Rechtsvorschriften oder durch Verwaltungsvorschriften 
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Das Stadtarchiv übernimmt die von ihm als archivwürdig 
bestimmten Unterlagen.

(3) Die Anbietung von Unterlagen, die aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften einem erhöhten Schutzbedarf unterlie-
gen, richtet sich nach dem Bayerischen Archivgesetz und 
dem Bayerischen Datenschutzgesetz in ihren jeweils gülti-
gen Fassungen.

(4) Die Anbietung von Unterlagen, zu deren Löschung oder 
Vernichtung die unter § 3 Absatz 2 dieser Satzung genann-
ten Stellen verpflichtet sind, richtet sich nach dem Bayeri-
schen Datenschutzgesetz und dem Bayerischen Archiv-
gesetz in ihren jeweils gültigen Fassungen.

(5) Die näheren Einzelheiten der Aussonderung und der Über-
nahme regelt eine Dienstanweisung.

§ 5 Auftragsarchivierung

Das Stadtarchiv kann auch Unterlagen übernehmen, deren 
besondere Aufbewahrungsfristen noch nicht abgelaufen sind 
und bei denen das Verfügungsrecht den abgebenden Stellen 
vorbehalten bleibt (Auftragsarchivierung). Für die Unterlagen 
gelten die bisher für sie maßgebenden Rechtsvorschriften 
fort. Die Verantwortung des Stadtarchivs beschränkt sich auf 
die in § 6 Abs. 2 Satz 1 bestimmten Maßnahmen. Die Bewer-
tung der im Rahmen der Auftragsarchivierung im Stadt archiv 
vorhandenen Unterlagen durch das Stadtarchiv ist zulässig.

§ 6 Verwaltung und Sicherung des Archivgutes

(1) Archivgut kann nur an Träger anderer hauptamtlich und 
fachlich betreuter Archive übereignet werden, wenn dies 
wegen der Herkunft oder des Zusammenhanges geboten 
oder die Gegenseitigkeit gewährleistet ist. Im Übrigen ist  
Archivgut unveräußerlich. Eine widerrufliche Verwahrung in 
einem anderen hauptamtlich und fachlich betreuten öffentli-
chen Archiv ist zulässig, wenn ein fachlicher Grund besteht.

(2) Das Stadtarchiv hat die ordnungs- und sachgemäße dau-
ernde Aufbewahrung und Benutzbarkeit des Archivgutes 
und seinen Schutz vor unbefugter Benutzung oder Vernich-
tung durch geeignete technische, personelle und organisa-
torische Maßnahmen sicherzustellen. Das Stadtarchiv hat 
das Verfügungsrecht über das Archivgut und ist befugt, 
das Archivgut nach archivwissenschaftlichen Gesichts-
punkten zu ordnen, durch Findmittel zu erschließen sowie 
Unterlagen, deren Archivwürdigkeit nicht mehr gegeben 
ist, zu vernichten. Die Zugänglichmachung von Archivgut 
kann unter Wahrung schutzwürdiger privater und öffentli-
cher Belange auch durch öffentliche Zugänglich machung 
geschehen.

(3) Für die Verknüpfung personenbezogener Daten durch das 
Stadtarchiv gelten die Bestimmungen des Bayerischen  
Archivgesetzes in der jeweils gültigen Fassung.

Abschnitt III – Benutzung

§ 7 Benutzungsrecht

(1) Das im Stadtarchiv verwahrte Archivgut steht nach Maß-
gabe dieser Satzung und der Benutzungsordnung jeder 
Person für die Benutzung zur Verfügung. Für Archivgut, 
das sich auf eine oder mehrere natürliche Personen be-
zieht (personenbezogenes Archivgut) gelten die Bestim-
mungen des Bayerischen Archivgesetzes in der jeweils 
gültigen Fassung. Gleiches gilt für Archivgut, das einem 
besonderen gesetzlichen Geheimnisschutz oder sonstigen 
Geheimhaltungsvorschriften unterliegt.

(2) Die Benutzung von im Stadtarchiv München verwahrten 
Archivgut ist beim Stadtarchiv in Textform zu beantragen. 
Bei schriftlichen oder mündlichen Anfragen sowie bei der 
Anforderung von Reproduktionen kann das Stadtarchiv  
auf einen Benutzungsantrag verzichten. Die Benutzungs-
genehmigung erteilt das Stadtarchiv.

(3) Das Stadtarchiv erlässt eine Benutzungsordnung zur  
Regelung der näheren Einzelheiten der Benutzung des 
Stadtarchivs.
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§ 8 Einschränkung und Versagung der Benutzung

(1) Die Benutzungsgenehmigung des Archivs ist einzuschrän-
ken oder zu versagen, soweit

a)  Grund zu der Annahme besteht, dass Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefähr-
det würde,

b)  Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige  
Belange Betroffener oder Dritter entgegenstehen,

c) Gründe des Geheimnisschutzes es erfordern,
d) der Erhaltungszustand des Archivgutes gefährdet würde,
e)  ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand entstehen  

würde oder
f)  Vereinbarungen mit derzeitigen oder früheren Eigentüme-

rinnen oder Eigentümern entgegenstehen.

(2) Die Benutzungsgenehmigung des Archivs kann auch aus 
anderen wichtigen Gründen eingeschränkt oder versagt 
werden, insbesondere wenn

a) die Interessen der Stadt verletzt werden könnten,
b)  die Antragstellerin oder der Antragsteller gegen diese 

Satzung, die Gebührensatzung oder die Benutzungsord-
nung verstößt oder ihr oder ihm erteilte Nebenbestim-
mungen nicht eingehalten hat,

c)  das Archivgut zu amtlichen Zwecken, im Rahmen von  
Erschließungsarbeiten oder wegen einer gleichzeitigen 
anderweitigen Benutzung benötigt wird,

d)  der Benutzungszweck anderweitig, insbesondere durch 
Einsichtnahme in Druckwerke oder in Reproduktionen  
erreicht werden kann.

(3) Die Benutzungsgenehmigung kann widerrufen oder zurück-
genommen werden, insbesondere wenn

a)  Angaben im Benutzungsantrag nicht oder nicht mehr zu-
treffen,

b)  nachträgliche Gründe bekannt werden, die zur Versagung 
bzw. Beschränkung der Benutzung geführt hätten,

c)  die Benutzerin oder der Benutzer gegen die Archivsatzung, 
die Gebührensatzung oder die Benutzungsordnung ver-
stößt oder ihr oder ihm erteilte Nebenbestimmungen nicht 
einhält oder

d)  die Benutzerin oder der Benutzer Urheber- und Persönlich-
keitsschutzrechte sowie schutzwürdige Belange Dritter 
nicht beachtet.

(4) Die Benutzung kann auch auf Teile von Archivgut, auf ano-
nymisierte Reproduktionen, auf die Erteilung von Auskünf-
ten oder auf besondere Zwecke beschränkt werden.

(5) Im Fall einer Entscheidung aufgrund Abs. 1 Buchstabe a, 
Abs. 2 Buchstabe a sowie Abs. 3 Buchstabe b in Verbin-
dung mit Abs. 1 Buchstabe a oder Abs. 2 Buchstabe a holt 
das Stadtarchiv vorher die Zustimmung der Oberbürger-
meisterin bzw. des Oberbürgermeisters ein.

§ 9 Schutzfristen

(1) Soweit durch Rechtsvorschriften oder nach Maßgabe des 
Absatzes 2 nichts anderes bestimmt ist, ist die Benutzung 
des Archivguts mit Ablauf des 30. Jahres nach seiner end-
gültigen Entstehung zulässig. Diese Schutzfrist gilt nicht 
für Archivgut, das bei seiner Entstehung zur Veröffentlichung 
bestimmt war.
Für Archivgut, das sich auf eine oder mehrere natürliche 
Personen bezieht (personenbezogenes Archivgut) gelten die 
Schutzfristen des Bayerischen Archivgesetzes in der jeweils 
gültigen Fassung. Gleiches gilt für Archivgut, das einem  
besonderen gesetzlichen Geheimnisschutz oder sonstigen 
Geheimhaltungsvorschriften unterliegt.

(2) Das Stadtarchiv kann im einzelnen Benutzungsfall oder für 
bestimmte Archivgutgruppen die Schutzfristen verkürzen, 
wenn durch Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt 
ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass schutz-
würdige Belange Betroffener oder Dritter entgegenstehen. 
Bei personenbezogenem Archivgut ist eine Verkürzung nur 
zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat oder 
wenn die Benutzung zur Erreichung des beabsichtigten 
wissenschaftlichen Zwecks, zur Behebung einer bestehen-
den Beweisnot oder aus sonstigen im überwiegenden Inte-
resse der abgebenden Stelle oder eines Dritten liegenden 
Gründen unerlässlich ist und sichergestellt ist, dass 
schutzwürdige Belange Betroffener oder Dritter nicht be-
einträchtigt werden. Die Schutzfristen können vom Stadt-
archiv um höchstens 30 Jahre verlängert werden, wenn 
dies im öffentlichen Interesse liegt.

(3) Der Antrag auf Verkürzung von Schutzfristen ist von der 
Benutzerin oder vom Benutzer schriftlich beim Stadtarchiv 
zu stellen. Bei personenbezogenem Archivgut nach Abs. 2 
Satz 2 hat die Benutzerin oder der Benutzer die Einwilli-
gung der betroffenen Person beizubringen oder nachzu-
weisen, dass die Benutzung zur Erreichung des beabsich-
tigten wissenschaftlichen Zwecks, zur Behebung einer 
bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im überwie-
genden Interesse der abgebenden Stelle oder einer oder 
eines Dritten liegenden Gründen unerlässlich ist.

(4) Für die Benutzung von Archivgut innerhalb der Schutzfristen 
der Abs. 1 und 2 durch Stellen, bei denen es angefallen ist 
oder die es abgegeben haben, gelten die Bestimmungen des 
Bayerischen Archivgesetzes in der jeweils gültigen Fassung.

§ 10 Rechte betroffener Personen

Die Rechte betroffener Personen richten sich nach dem Baye-
rischen Archivgesetz und dem Bayerischen Datenschutz gesetz 
in ihren jeweils gültigen Fassungen.

§ 11 Reproduktionen

(1) Die Anfertigung von Reproduktionen kann nur nach Maß-
gabe der §§ 7 bis 9 dieser Satzung sowie der Benutzungs-
ordnung erfolgen.

(2) Reproduktionen können durch das Stadtarchiv oder eine 
von diesem beauftragte Stelle hergestellt werden.

(3) Eine Veröffentlichung, Weitergabe oder Vervielfältigung von 
Reproduktionen von Archivgut, das schutzwürdige Belange 
Betroffener oder Dritter berührt, ist nur mit vorheriger Zu-
stimmung des Stadtarchivs zulässig. Bestehende Ansprü-
che Dritter aus Urheber-, Verwertungs- oder Lizenzrechten 
werden durch die Genehmigung oder die Bezahlung der 
Gebühr gemäß Kommunalem Kostenverzeichnis der Kosten-
satzung der Landeshauptstadt München nicht abgelöst, 
sondern sind gesondert abzugelten. Wer gegen die Be-
stimmung des § 11 Abs. 3 Satz 1 verstößt, kann mit einer 
Geldbuße von 100 Euro belegt werden.

(4) Über das Reproduktionsverfahren, die Zielformate, die zu 
verwendenden Datenträger und den Versendungsweg ent-
scheidet das Stadtarchiv. Es besteht kein Anspruch auf 
Reproduktionen.

(5) Bei einer Veröffentlichung von Reproduktionen sind das 
Stadtarchiv und die dort verwendete Archivsignatur anzu-
geben.

§ 12 Belegexemplar

Von jeder Veröffentlichung, die zu einem erheblichen Teil unter 
Verwendung von Archivgut des Stadtarchivs angefertigt wor-



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 35/2021

827

den ist, ist diesem ein Exemplar kostenlos zu überlassen. Ent-
sprechendes gilt für die Veröffentlichung von Reproduktionen. 
Auf die Abgabe kann in Ausnahmefällen verzichtet werden.

§ 13 Gebühren

Für die Benutzung des Stadtarchivs erhebt die Landeshaupt-
stadt München Benutzungsgebühren nach der Satzung über 
die Gebühren für die Benutzung des Stadtarchivs der Landes-
hauptstadt München (Stadtarchiv-Gebührensatzung).

§ 14 Inkrafttreten / Außerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung  
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benützung des 
Stadtarchivs der Landeshauptstadt München vom 
04.08.1993 (MüABI. S. 265), zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 19.01.2015 (MüABl. S. 33), außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung über die Bestattungseinrichtungen der
Landeshauptstadt München (Friedhofssatzung)

vom  2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 1 und 2 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS  
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.03.2021  
(GVBl. S. 74), folgende Satzung:

I. Allgemeine Vorschriften 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Friedhofszweck 
§ 3 Friedhofsauswahl 
§ 4 Schließung und Entwidmung 
II. Ordnungsvorschriften 
§ 5 Öffnungszeiten 
§ 6 Verhalten auf dem Friedhof 
§ 7 Ausführung von Arbeiten gegen Entgelt 
III. Bestattungsvorschriften 
§ 8 Allgemeines 
§ 9 Benutzung der Leichenhallen, Aufbahrungs- und  
Verabschiedungsräume 
§ 10 Trauerfeier 
§ 11 Vorbereitungsarbeiten 
§ 12 Särge, Urnen, Sargausstattungen, Bekleidung 
§ 13 Grabtiefe 
§ 14 Ruhezeiten 
§ 15 Ausgrabungen 
IV. Grabnutzung 
§ 16 Grabarten 
§ 17 Erwerb und Verlängerung von Grabnutzungsrechten 
§ 18 Übertragung und Erlöschen von Grabnutzungsrechten
§ 19 Verzicht auf Grabnutzungsrechte 
§ 20 Beisetzungen 
§ 21 Beisetzung von Urnen 
§ 22 Bestattungen während der Ruhezeit 
§ 23 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
§ 24 Wahlmöglichkeit 

§ 25 Schutz wertvoller Gräber 
VI. Individuelle Grabmale 
§ 26 Abteilungen ohne Gestaltungsvorgaben 
§ 27 Abteilungen mit Gestaltungsvorgaben 
§ 28 Abteilungen mit handwerklichen Gestaltungsvorgaben 
§ 29 Grabinschriften 
§ 30 Name des Aufstellers 
§ 31 Standsicherheit der Grabmale, Haftung 
§ 32 Provisorische Grabzeichen 
§ 33 Entfernen von Grabmalen 
§ 34 Wiederverwendung von Grabmalen 
§ 35 Sonderbestimmungen für Grüfte 
§ 36 Genehmigungsverfahren 
VII. Gärtnerische Gestaltung und Grabpflege 
§ 37 Gärtnerische Gestaltung 
§ 38 Grabpflege 
§ 39 Vernachlässigte Gräber 
VIII. Schlussbestimmungen 
§ 40 Haftungsausschluss 
§ 41 Anordnungen, Ersatzvornahmen 
§ 42 Gebühren 
§ 43 Ordnungswidrigkeiten 
§ 44 Stadtinterne Zuständigkeiten 
§ 45 Inkrafttreten 

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

(1) Die Friedhofssatzung gilt für folgende städtische Friedhöfe 
und Friedhofsteile, einschließlich deren Leichenhallen und 
Aussegnungshallen sowie für das Krematorium:

 1. Friedhof Allach (städtischer Teil),  
  Eversbuschstraße 197;
 2. Friedhof Aubing, Freihamer Weg 73;
 3.  Friedhof Bogenhausen (städtischer Teil),  

Bogenhauser Kirchplatz 1;
 4.  Friedhof Daglfing (städtischer Teil),  

Kohlbrennerstraße 19;
 5. Friedhof Feldmoching, Am Gottesackerweg 53;
 6. Friedhof Haidhausen, Einsteinstraße 74;
 7. Friedhof Lochhausen, Schussenrieder Straße 36;
 8. Friedhof Neuhausen (städtischer Teil), Winthirstraße 15;
 9. Friedhof Nymphenburg, Maria-Ward-Straße 10;
 10. Friedhof Obermenzing, Bergsonstraße 34;
 11. Friedhof Pasing, Lampertstraße 1;
 12. Friedhof am Perlacher Forst, Stadelheimer Straße 24;
 13. Friedhof Perlach, Putzbrunner Straße 51;
 14. Friedhof Riem, Am Mitterfeld 68;
 15. Friedhof Sendling, Albert-Roßhaupter-Straße 5;
 16. Friedhof Solln, Friedhofweg 1;
 17.  Friedhof Untermenzing (städtischer Teil),  

Eversbuschstraße 9 a;
 18. Krematorium, St.-Martin-Straße 41;
 19. Neuer Südfriedhof, Hochäckerstraße 90;
 20. Nordfriedhof, Ungererstraße 130;
 21. Ostfriedhof, St.-Martins-Platz 1;
 22. Parkfriedhof Untermenzing, Obere Mühlstraße 10;
 23.  Waldfriedhof – Alter Teil, Fürstenrieder Straße 288;
 24. Waldfriedhof – Neuer Teil, Lorettoplatz 3;
 25. Waldfriedhof Solln, Warnbergstraße 2;
 26. Westfriedhof, Baldurstraße 28;
 27. Alter Nördlicher Friedhof, Arcisstraße 45;
 28. Alter Südlicher Friedhof, Thalkirchner Straße 17;
 29. Kriegsgräberstätte, Tischlerstraße.

(2) Vorbehaltlich kirchenrechtlicher Regelungen finden die ein-
schlägigen Vorschriften der Friedhofssatzung sinngemäß 
auch Anwendung für folgende nichtstädtische Friedhöfe 
und Friedhofsteile, soweit dort die Verwaltung und/oder 
der Bestattungsbetrieb von der Stadt durchgeführt wird:
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 1. Friedhof Allach (kirchlicher Teil), Eversbuschstraße 197;
 2.  Friedhof Bogenhausen (kirchlicher Teil),  

Bogenhauser Kirchplatz 1;
 3.  Friedhof Daglfing (kirchlicher Teil), Kohlbrennerstraße 19;
 4. Friedhof Neuhausen (kirchlicher Teil), Winthirstraße 15;
 5.  Friedhof Untermenzing (kirchlicher Teil),  

Eversbuschstraße 9;
 6. Gruft im Angerkloster, Unterer Anger 2;
 7. Gruft St. Anna, St.-Anna-Straße 19;
 8. Gruft St. Bonifaz, Karlstraße 34;
 9. Gruft im Dom, Frauenplatz 1;
 10.  Gruft in der Kirche des Klosters der Frauen zum Guten 

Hirten, Wolfratshauser Straße 350;
 11. Gruft St. Gabriel, Versailler Straße 20;
 12. Gruft St. Kajetan, Theatinerstraße 22;
 13.  Gruft in der Karmelitenkirche St. Theresia,  

Dom-Pedro-Straße 39;
 14. Gruft St. Michael, Neuhauser Straße 6;
 15. Gruft im Servitinnenkloster, Herzogspitalstraße 9;
 16. Gutsfriedhof Freiham, Gutshof Freiham;
 17. Kirchenfriedhof Englschalking, Flaschenträgerstraße 3;
 18.  Kirchenfriedhof Feldmoching, Feldmochinger Straße 401;
 19. Kirchenfriedhof Forstenried, Forstenrieder Allee 180 a;
 20. Kirchenfriedhof Freimann, St.-Nikolaus-Platz 1;
 21. Kirchenfriedhof Fröttmaning, Kurt-Landauer-Weg 8;
 22. Kirchenfriedhof Großhadern, Heiglhofstraße 10;
 23.  Kirchenfriedhof Johanneskirchen, Gleißenbachstraße 2;
 24. Kirchenfriedhof St. Georg, Dorfstraße 37 a;
 25. Kirchenfriedhof St. Laurentius, Nürnberger Straße 54;
 26. Kirchenfriedhof Oberföhring, Muspillistraße 14;
 27. Kirchenfriedhof Pipping, Pippinger Straße 49 a;
 28. Klosterfriedhof St. Anton, Kapuzinerstraße 38;
 29. Klosterfriedhof Pasing, Planegger Straße 4;
 30. Klosterfriedhof Warnberg, Warnbergstraße 1.

§ 2 Friedhofszweck

(1) Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen, die den  
Verstorbenen als würdige Ruhestätte und der Pflege ihres 
Andenkens gewidmet sind.

(2) In allen von der Stadt verwalteten Friedhöfen werden  
Verstorbene bestattet, die
a)  bei ihrem Ableben in München ihren Wohnsitz hatten 

oder;
b)  ein Nutzungsrecht an einem belegungsfähigen Grab  

besitzen oder;
c)  als Berechtigte gemäß § 20 Abs. 2 aufgrund der Einwilli-

gung des/der Inhabers/in des Nutzungsrechts die Grab-
stätte belegen können.

Die Bestattung anderer Personen bedarf der Genehmigung 
der Stadt.

§ 3 Friedhofsauswahl

(1) Die Wahl des Friedhofs ist freigestellt, wenn eine in den 
Grabaufteilungsplänen ausgewiesene freie Grabstätte  
vorhanden ist und keine weiteren Voraussetzungen nach 
Abs. 2 oder durch gesonderten Stadtratsbeschluss  
erfüllt sein müssen.

(2) Voraussetzungen zum Erwerb eines Grabnutzungsrechts 
sind
a)  in den Friedhöfen Haidhausen, Riem Neuer Teil, Sendling 

und Waldfriedhof Solln 
–  der Hauptwohnsitz des/der Erwerbers/in des Grabnut-

zungsrechts zum Zeitpunkt des Erwerbs oder 
–  des/der Verstorbenen zum Zeitpunkt des Todesfalls 

 im dazugehörigen Bestattungsbezirk (siehe Anlage 
„Bestattungsbezirke“);

b)  in den Friedhöfen Lochhausen, Riem Alter Teil und Perlach
das Vorliegen eines aktuellen Sterbefalls und
–  der Hauptwohnsitz des/der totenfürsorgeberechtigten 

Erwerbers/in des Grabnutzungsrechts oder 

–  des/der Verstorbenen im dazugehörigen Bestattungs-
bezirk (siehe Anlage „Bestattungsbezirke“) zum Zeit-
punkt des Todesfalles;

c)      in den Friedhöfen Allach, Daglfing, Feldmoching und  
Solln

 – das Vorliegen eines aktuellen Sterbefalls und
 –  ein mindestens durchgängiger 20 Jahre langer Haupt-

wohnsitz der/des totenfürsorge-berechtigten Erwerbers/
in des Grabnutzungsrechts oder 

 –  des/der Verstorbenen im dazugehörigen Bestattungs-
bezirk (siehe Anlage „Bestattungsbezirke“) zum  
Zeitpunkt des Todesfalles;

d)  im Friedhof Aubing 
 –  das Vorliegen eines aktuellen Sterbefalls und 
 –  ein Hauptwohnsitz des/der Verstorbenen oder dessen 

Ehegattin/Ehegatten/eingetragenen Lebenspartnerin/
eingetragenem Lebenspartner dazugehörigen Bestat-
tungsbezirk (siehe Anlage „Bestattungsbezirke“)  
zum Zeitpunkt des Todes;

e) in den Friedhöfen Neuhausen und Nymphenburg
 –  das Vorliegen eines aktuellen Sterbefalls und
 –  ein mindestens durchgängiger 30 Jahre langer Haupt-

wohnsitz des/der Verstorbenen oder dessen Ehegattin/
Ehegatten/eingetragenen Lebenspartnerin/eingetra-
genem Lebenspartner im dazugehörigen Bestattungs-
bezirk (siehe Anlage „Bestattungsbezirke“) zum  
Zeitpunkt des Todes;

f) im Friedhof Bogenhausen 
 –  das Vorliegen eines aktuellen Sterbefalls und
 –  ein mindestens durchgängiger 30 Jahre langer Haupt-

wohnsitz des/der Verstorbenen oder dessen Ehegattin/
Ehegatten/eingetragenen Lebenspartnerin/eingetrage-
nem Lebenspartner im dazugehörigen Bestattungsbe-
zirk (siehe Anlage „Bestattungsbezirke“) zum Zeitpunkt 
des Todes, oder es handelt sich nach Feststellung der 
Stadt – Direktorium bei dem/der Verstorbenen um eine 
besonders bekannte Persönlichkeit, die sich um die 
Landeshauptstadt München verdient gemacht hat.

  In begründeten Einzelfällen können zur Vermeidung unzu-
mutbarer Härtefälle, wie bei der vorausgegangenen Been-
digung eines langjährigen Hauptwohnsitzes der verstor-
benen Person aus alters- oder krankheitsbedingten 
Gründen, von der Stadt in den Fällen a), b), c) und d)  
Ausnahmen zugelassen werden.

(3) Der Alte Nördliche Friedhof und der Alte Südliche Friedhof 
sind für den Bestattungsbetrieb geschlossen, in der Kriegs-
gräberstätte findet keine Bestattung statt.

§ 4 Schließung und Entwidmung

(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können 
im öffentlichen Interesse geschlossen oder entwidmet 
werden. Durch die Schließung wird die Möglichkeit weite-
rer Beisetzungen ausgeschlossen, durch die Entwidmung 
verliert der Friedhof seine Eigenschaft als öffentliche Be-
stattungseinrichtung. Besteht die Absicht der Schließung 
oder der Entwidmung, so werden über den Tag der Schlie-
ßung oder Entwidmung hinaus keine Nutzungsrechte mehr 
erteilt oder verlängert.

(2) Die Absicht der Schließung für den Bestattungsbetrieb 
oder der Entwidmung ist jeweils öffentlich bekannt zu  
machen.

(3) Die Stadt kann eine Schließung gemäß Abs. 1 vornehmen, 
wenn alle Grabnutzungsrechte abgelaufen, durch Einigung 
mit den Grabnutzungsberechtigten vorzeitig aufgelöst oder 
im Wege der Entziehung aufgehoben worden sind.

(4) Die Stadt kann eine Entwidmung gemäß Abs. 1 vorneh-
men, soweit keine Grabnutzungsrechte entgegenstehen 
und sämtliche Ruhefristen abgelaufen sind.

(5) Im Übrigen gilt Art. 11 Bestattungsgesetz.
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II. Ordnungsvorschriften

§ 5 Öffnungszeiten

(1) Die städtischen Friedhöfe sind täglich während der an den 
Eingängen bekanntgegebenen Zeiten für den Besuch ge-
öffnet.

(2) Die Stadt kann für einzelne Friedhöfe an bestimmten Tagen 
andere Öffnungszeiten festsetzen.

(3) Die Stadt kann das Betreten von Friedhöfen oder einzelnen 
Friedhofsteilen aus besonderem Anlass vorübergehend 
untersagen.

§ 6 Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes 
entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des Fried-
hofspersonals sind zu befolgen.

(2) Jeder hat sich auf den Friedhöfen so zu verhalten, dass kein 
anderer gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den  
Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt wird.

(3) Insbesondere ist es nicht gestattet,
a)  den Friedhof, seine Einrichtungen und Anlagen zu verun-

reinigen oder zu beschädigen;
b)  der Örtlichkeit nicht entsprechende Gefäße (z. B. Konser-

vendosen, Einmachgläser, Flaschen, Blumenkisten)  
innerhalb des Friedhofs zu hinterstellen;

c)  das Friedhofsgelände mit Fahrzeugen aller Art und An-
hänger zu befahren und/oder diese unberechtigt auf dem 
Friedhofsgelände und den dazugehörigen Parkplätzen 
abzustellen, ausgenommen:
–  Rollstühle und mindestens dreirädrige Elektrokleinst-

fahrzeuge mit Sitz; 
–  städtische Dienstfahrzeuge und von städtischem Perso-

nal geführte Fahrzeuge;
–  Kraftfahrzeuge mit Genehmigung nach § 7 Abs. 7 sowie 

Kraftfahrzeuge von außergewöhnlich gehbehinderten 
Personen, deren Schwerbehindertenausweis mit dem 
Vermerk „aG“ im einfahrenden Fahrzeug sichtbar ange-
bracht ist, jedoch nicht an Samstagen, Sonn- und Feier-
tagen.

Die Fahrgeschwindigkeit darf 10 km/h nicht überschrei-
ten. Fahrräder müssen geschoben werden. Fußgänger 
haben immer Vorrang; im Übrigen gilt die Straßenverkehrs-
ordnung entsprechend;

d)  Vorbehaltlich § 7 Abs. 1 Waren aller Art oder gewerbliche 
Dienste anzubieten, Druckschriften zu verteilen oder  
irgendwelche Werbung zu betreiben;

e)  Ehrensalut zu schießen;
f) Tiere mitzuführen; ausgenommen Assistenzhunde;
g) frei lebende Tiere zu füttern;
h) in Friedhöfen zu lärmen, zu spielen oder zu lagern;
i)  in Friedhöfen zu joggen oder Nordic Walking zu betreiben, 

ausgenommen Alter Nördlicher Friedhof und Alter Südli-
cher Friedhof;

Die Stadt kann in begründeten Einzelfällen auf schriftlichen 
Antrag Ausnahmen zulassen, soweit sie mit Ordnung und 
Zweck des Friedhofs vereinbar sind.

(4) Während der Bestattungsfeierlichkeiten haben nur Trauer-
gäste Zutritt in die Aussegnungshalle.

§ 7 Ausführung von Arbeiten gegen Entgelt

(1) Friedhofsnahe Gewerbebetreibende wie Bildhauer*innen, 
Steinmetz*innen, Kunstschmiede*innen und Gärtner*innen 
bedürfen für gewerbliche Tätigkeiten auf den Friedhöfen 
der vorherigen Bewilligung durch die Stadt, die gleichzeitig 
den Umfang der Tätigkeiten festlegt.

(2) Die Bewilligung wird erteilt an Gewerbetreibende für die  
ihrem jeweiligen Berufsbild entsprechende gewerbliche 

Tätigkeit, wenn sie in fachlicher, betrieblicher und persönli-
cher Hinsicht zuverlässig sind und eine ausreichende 
Berufshaftpflichtversicherung nachweisen. Der Nachweis 
der Zuverlässigkeit wird in der Regel durch Eintrag in die 
Handwerksrolle, Abschluss der Meisterprüfung, Gesellen-
brief mit Sachkundenachweis oder durch eine gleichwerti-
ge Qualifikation erbracht; für Arbeiten, von denen keine 
Gefährdung ausgeht, genügt eine geeignete Fachausbil-
dung. Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem ande-
ren Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum können das Antragsverfahren nach 
Abs. 1 auch in elektronischer Form über einen Einheitli-
chen Ansprechpartner im Sinne des Gesetzes über die Zu-
ständigkeit für die Aufgaben des Einheitlichen Ansprech-
partners im Freistaat Bayern abwickeln. Art. 42 a und Art. 
71 a bis 71 e BayVwVfG in der jeweils geltenden Fassung 
finden Anwendung. Die Bewilligung ist den Aufsichtsper-
sonen auf Verlangen vorzulegen; die benötigten Vignetten 
zum Befahren der Friedhöfe werden jährlich auf Antrag  
erneuert.

(3) Für Nichtgewerbetreibende, die in fachlicher und persönli-
cher Hinsicht eine entsprechende Qualifikation nachwei-
sen, wird die Bewilligung auf Antrag für konkrete Einzelfälle 
erteilt.

(4) Film- und Fotoaufnahmen zur gewerblichen Nutzung sind 
nur mit Genehmigung der Stadt zulässig.

(5) Jede/r Bewilligungsinhaber/in und seine/ihre Bediensteten 
haben die Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Re-
gelungen zu beachten. Sie haften für alle Schäden, die sie 
im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen 
schuldhaft verursachen.

(6) Nicht gestattet sind:
a) störende Arbeiten in der Nähe von Bestattungsfeiern;
b)  Arbeiten an Samstagen, Sonn- und Feiertagen, abgese-

hen von den jährlich festzulegenden saisonbedingten 
Ausnahmen;

c)  das – auch nur vorübergehende – Lagern von Arbeitsge-
räten (Gerüste, Schragen, Dekorationsteile, etc.) und Ar-
beitsmaterialien (Kies, Sand, etc.) an Stellen, an denen sie 
behindern oder Gräber beeinträchtigen. Bei Beendigung 
oder bei Unterbrechung der Tagesarbeit sind die Arbeits- 
und die Lagerplätze wieder in den vorherigen Zustand zu 
bringen. Arbeitsgeräte dürfen nicht an oder in den Wasser-
entnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden;

d)  das Entsorgen jeglicher Abfälle (z.B. Bauschutt, Blumen-
töpfe, Pflanzenpaletten, Plastiksäcke etc.), ausgenom-
men Erdabraum und Pflanzenabfälle, die in Ausübung der 
gewerblichen Tätigkeit auf den Friedhöfen anfallen, ge-
trennt an den hierfür bestimmten Sammelstellen im Fried-
hof.

(7) Das Befahren der Friedhofswege ist nur in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Ausführung von Arbeiten im Fried-
hof und nur mit solchen Kraftfahrzeugen gestattet, die mit 
einer Jahresvignette gekennzeichnet sind. Die Jahresvig-
nette ist nur für zulassungspflichtige Fahrzeuge aller Art 
und Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 
bis 7,5 t erhältlich. Die Einfahrt von schwereren Kraftfahr-
zeugen kann in begründeten Einzelfällen gesondert tage-
weise genehmigt werden. Bei anhaltenden widrigen Wet-
terverhältnissen kann die Einfahrt aller Fahrzeuge zeitweise 
untersagt werden. Das Befahren der Wege ist nur erlaubt, 
wenn Beschädigungen ausgeschlossen sind. Die Fahrge-
schwindigkeit darf 10 km/h nicht übersteigen. Fußgänger 
haben immer Vorrang; im Übrigen gilt die Straßenverkehrs-
ordnung entsprechend.

(8) Bewilligungsinhaber/innen, die trotz schriftlicher Abmah-
nung gegen die Friedhofssatzung, insbesondere gegen die 
vorgenannten Abs. 4 bis 7 verstoßen oder bei denen die 
Zulassungsvoraussetzungen der Abs. 2 und 3 ganz oder 
teilweise nicht mehr gegeben sind, kann die Bewilligung 
auf Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid ent-
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zogen werden. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 
eine Abmahnung entbehrlich.

III. Bestattungsvorschriften

§ 8 Allgemeines

(1) In den städtischen Friedhöfen werden Trauerfeiern, Bestat-
tungen und Ausgrabungen ausschließlich von der Stadt 
durchgeführt.

(2) Den Zeitpunkt der Bestattung oder Überführung und die 
damit verbundenen Einzelheiten regelt die Stadt im Beneh-
men mit dem/der Auftraggeber/in.

(3) Hat der/die Verstorbene keine schriftliche Bestimmung zur 
Ausübung der Totenfürsorge getroffen, oder wird eine Be-
stimmung von der/dem Berechtigten nicht wahrgenommen, 
können Auftraggeber*innen in folgender Reihenfolge sein:
a)  der Ehegatte, die Ehegattin, der eingetragene Lebens-

partner, die eingetragene Lebenspartnerin;
b) die Kinder und Adoptivkinder;
c)  die Eltern; bei Adoption jedoch Adoptiveltern statt den 

Eltern;
d) die Großeltern;
e) die Enkelkinder;
f) die Geschwister;
g) die Kinder der Geschwister des/der Verstorbenen;
h) die Verschwägerten ersten Grades;
i) sonstige Verwandte und Verschwägerte;
j) die Erben;
k) die Verlobten;
l) die Lebensgefährten;
m) die Personensorgeberechtigten;
n) die Betreuer;
o) sonstige natürliche oder rechtsfähige Personen.

§ 9 Benutzung der Leichenhallen, Aufbahrungs und  
Verabschiedungsräume

(1) Die Verstorbenen werden in den Leichenhallen aufbewahrt. 
Besucher/innen und Angehörige haben – von den Besu-
chergängen und Verabschiedungsräumen abgesehen – 
keinen Zutritt in die Leichenhallen.

(2) Die Art der Aufbahrung im offenen oder geschlossenen 
Sarg kann der/die Auftraggeber/in bestimmen.

(3) Der Sarg muss geschlossen bleiben oder geschlossen 
werden,
a) wenn der/die Verstorbene an einer übertragbaren Krank-
heit im Sinne des § 7 Abs. 1 und 2 BestV gelitten hat oder
b) wenn der Zustand der Leiche dies zum Schutz des Fried-
hofspersonals und der Besucher erfordert.

(4) Gegenstände, die in Kontakt mit der Leiche waren, werden 
vor Aushändigung an den/die Auftraggeber/in desinfiziert.

(5) Lichtbildaufnahmen von aufgebahrten Leichen oder die 
Abnahme von Totenmasken bedürfen der Einwilligung der 
Stadt. Diese kann nur erteilt werden, wenn der/die Auftrag-
geber/in der Bestattung einverstanden ist.

(6) Für die Aufbahrung bestimmte Kränze und Gebinde müs-
sen eine Verletzungsgefahr (z. B. durch ungesicherte Drah-
tenden oder stachelige Pflanzen) ausschließen. Die Anzahl 
der in einem Aufbahrungsraum aufstellbaren Kränze und 
Gebinde richtet sich nach den örtlichen Gegebenheiten.

§ 10 Trauerfeier

(1) Vor der Bestattung findet auf Wunsch des/der Auftragge-
bers/in in der Aussegnungshalle oder in einem Verabschie-
dungsraum eine Trauerfeier statt. Wenn § 9 Abs. 3 nicht 
entgegensteht, kann der/die Auftraggeber/in bestimmen, 
ob der Sarg während der Trauerfeier offen oder geschlos-
sen bleibt.

(2) Lichtbild- und Filmaufnahmen von Trauerfeiern, Leichen-
zügen, Gedenkfeiern und ähnlichen Veranstaltungen durch 

Dritte bedürfen der Einwilligung der Stadt. Diese wird er-
teilt, wenn der/die Auftraggeber/in einverstanden ist. Bei 
den Aufnahmen ist jede Störung der Feierlichkeiten zu ver-
meiden. Besondere Auflagen der Stadt sind zu beachten.

§ 11 Vorbereitungsarbeiten

Der/die Auftraggeber/in hat unverzüglich nach Auftragsertei-
lung für die einer Bestattung vorausgehenden Verrichtungen 
an der Grabstätte zu sorgen. Zu den notwendigen Verrichtun-
gen zählen unter anderem das Beseitigen der Pflanzen und  
aller wertvollen Gegenstände, insbesondere die Entfernung 
eines Denkmals, wenn dieses aus Sicherheitsgründen wäh-
rend der Graböffnung nicht an der Grabstätte verbleiben kann. 
Wenn der/die Auftraggeber/in die Vorbereitungsmaßnahmen 
nicht rechtzeitig ausführen lässt, ist die Stadt berechtigt, im 
Wege der Ersatzvornahme ohne vorherige Androhung auf 
Kosten des/der Auftraggebers/in tätig zu werden.  
§ 31 Abs. 5 Satz 4 gilt entsprechend.

§ 12 Särge, Urnen, Sargausstattungen, Bekleidung

(1) Für die Sargbestattung und für die Einäscherung sind, so-
weit gesetzlich keine anderen Materialien zugelassen sind, 
Särge aus Vollholz zu verwenden. Die Särge müssen so 
beschaffen sein, dass
a)  die physikalische, chemische oder biologische Beschaf-

fenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht nach-
teilig verändert wird;

b)  die Verwesung der Leiche innerhalb der Ruhezeit ermög-
licht wird;

c) bis zur Bestattung keine Flüssigkeit austreten kann;
d)  nach dem Stand der Technik bei der Verbrennung die ge-

ringstmöglichen Emissionen entstehen.
(2) Für die Urnenbeisetzung im Erdreich dürfen nur Urnen und 

Überurnen verwendet werden, die biologisch abbaubar 
sind und deren Material die physikalische, chemische und 
biologische Beschaffenheit des Bodens und des Grund-
wassers nicht nachteilig verändern kann. Überurnen müs-
sen ihrer Größe nach den örtlichen Gegebenheiten des  
Bestattungsplatzes entsprechen. Für Urnenbeisetzungen 
über der Erde muss die Aschekapsel dauerhaft und was-
serdicht sein.

(3) Särge dürfen zur Bestattung oder Einäscherung und Urnen 
zur Beisetzung nur angenommen werden, wenn durch  
geeignete Zertifikate nachgewiesen ist, dass sie den An-
forderungen der Abs. 1 und 2 entsprechen.

(4) Für Sargausstattungen, Leichensäcke sowie Leichen – und 
Tragetücher sowie andere Materialien, die bei der Erdbe-
stattung ohne Sarg Verwendung finden und zur Bekleidung 
von Leichen ist leicht vergängliches Material, wie Leinen, 
Wolle, Seide oder Viskose zu verwenden; Abs. 1 Satz 2  
a), b) und d) gilt entsprechend.

(5) Die Särge sollen höchstens 65 cm hoch, einschließlich der 
Griffe 70 cm breit und 200 cm lang sein. Unvermeidbare 
Übergrößen sind der Stadt bei der Anmeldung anzuzeigen.

(6) Für die Beisetzung in Grüften sind nur Metallsärge oder 
Holzsärge mit Metalleinsatz zugelassen, bei denen keine 
Zersetzungsstoffe austreten können und die luftdicht ver-
schlossen sind.

(7) Aus religiösen und weltanschaulichen Gründen können in 
dafür geeigneten Grabstätten Erdbestattungen von nicht 
infektiösen oder hochkontagiösen Leichen in einem Lei-
chentuch ohne Sarg gemäß § 30 Abs. 2 BestV zugelassen 
werden. Für den Transport der Verstorbenen sind ge-
schlossene Särge nach Maßgabe von Abs. 1 Satz 1 zu  
verwenden. Leichen- und Tragetücher sowie andere 
Materia lien, die bei der Erdbestattung ohne Sarg Verwen-
dung finden, müssen vom Auftraggeber der Erdbestattung 
gestellt werden.
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§ 13 Grabtiefe

(1)  Die Tiefe der einzelnen Erdgräber beträgt grundsätzlich 
mindestens:

a) bei Sargbestattungen (ausgenommen Grüfte 
und Mausoleen)

für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebens-
jahr

80 cm;

für Kinder vom 3. bis zum vollendeten  
11. Lebensjahr

120 cm;

im Übrigen 175 cm;

für eine weitere Sargbestattung während  
einer noch laufenden Ruhezeit

120 cm;

für Ausnahmefälle gemäß § 22 Abs. 1 Satz 3 240 cm;

für Umbettungen nach Ablauf der Ruhezeit 
(Gebeine)

80 cm;

b) bei Urnenbestattungen 80 cm.

(2) Wenn es die Bodenbeschaffenheit erfordert, kann die 
Stadt eine andere Grabtiefe festsetzen.

§ 14 Ruhezeiten

(1) Die Ruhezeiten für Leichen und Aschen betragen bei Föten, 
Totgeburten und Kindern bis zum vollendeten 2. Lebens-
jahr drei Jahre, bei Kindern vom 3. bis zum vollendeten  
11. Lebensjahr fünf Jahre, im Übrigen zehn Jahre, soweit in 
Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die abweichenden Ruhezeiten betragen
a)  In den Friedhöfen Bogenhausen, Feldmoching, Forsten-

ried, Freimann, Fröttmaning, Haidhausen, Johanneskir-
chen, Neuhausen, Nymphenburg und Pipping

  zehn Jahre bei Kindern vom 3. bis zum vollendeten  
11. Lebensjahr und

 im Übrigen 15 Jahre;
b) im Friedhof Lochhausen und Oberföhring
  zehn Jahre bei Kindern vom 3. bis zum vollendeten  

11. Lebensjahr und
 im Übrigen 20 Jahre;
c) im Friedhof Englschalking
 zehn Jahre bei Kindern vom 3. bis zum vollendeten  
 11. Lebensjahr und
 im Übrigen 30 Jahre;
d) bei Grüften und Mausoleen
 30 Jahre einheitlich.

(3) Bei Vorbehandlung des Leichnams (z. B. Einbalsamierung, 
Einwickeln in Leichentücher oder anderer Verhüllung) ver-
längern sich die Ruhefristen von Abs. 1 und Abs. 2 Buch-
staben a) bis c) für Kinder bis zum vollendeten 2. Lebens-
jahr um drei Jahre, im Übrigen um jeweils fünf Jahre.

(4) Die Stadt kann bei Vorliegen zwingender Gründe, wie ab-
weichende Bodenbeschaffenheit oder bestimmte Vorbe-
handlung der Leiche, die Ruhezeiten für Friedhöfe, Fried-
hofsteile oder einzelne Grabstätten verlängern oder 
verkürzen.

§ 15 Ausgrabungen

(1) Die Totenruhe darf grundsätzlich nicht gestört werden.
(2) Die Ausgrabung von Leichen und Aschen zu anderen als 

zu Umbettungszwecken bedarf einer behördlichen oder ei-
ner richterlichen Anordnung.

(3) Umbettungen von Leichen, Leichenteilen, toten Leibes-
früchten und Aschen können nur auf Antrag und nur dann 
genehmigt werden, wenn in ganz besonderen Ausnahme-
fällen das Vorliegen eines von der Rechtsprechung aner-
kannten gewichtigen Grundes die Störung der nach Art. 1 

Grundgesetz geschützten Totenruhe rechtfertigt. Die  
Ausgrabung von Leichen und Leichenteilen während der 
Ruhezeit bedarf darüber hinaus der Unbedenklichkeitser-
klärung der Gesundheitsbehörde. Die Umbettung auflösli-
cher Urnen ist nicht möglich. Antragsberechtigt sind der/
die Inhaber/in des Grabnutzungsrechts und der/die Toten-
fürsorgeberechtigte im gegenseitigen Einvernehmen.

(4) Ausgrabungen von Leichen und Leichenteilen können nur 
in den Monaten November mit Februar und nur außerhalb 
der Friedhofsöffnungszeiten vorgenommen werden. Die 
Teilnahme an einer Ausgrabung ist nur den Mitarbeitern 
der Stadt und den zuständigen Behörden gestattet. Die 
Stadt kann hiervon Ausnahmen zulassen.

(5) Ausgegrabene Leichen oder Leichenteile sind unverzüglich 
wieder beizusetzen und vor der Umbettung oder Überfüh-
rung neu einzusargen, wenn der Sarg beschädigt ist.

(6) Neben der Zahlung der Gebühren für die Umbettung haben 
die Antragsteller Ersatz für alle Schäden zu leisten, die 
durch die Umbettung zwangsläufig entstehen.

(7) Der Ablauf der Ruhe- und der Grabnutzungszeit wird durch 
eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

IV. Grabnutzung

§ 16 Grabarten

(1) Die Grabstätten sind städtisches Eigentum. Nutzungsrechte 
an Grabstätten werden nach den Vorschriften dieser  
Satzung verliehen.

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in Familiengrab-
stätten und Gemeinschaftsgrabanlagen.
Familiengrabstätten sind:
a)  Erdgrabstätten für Sargbestattungen und/oder Urnen-

beisetzungen;
b) Urnenerdgrabstätten nur für Urnenbeisetzungen;
c) Urnennischen;
d)  Urnenbestattungsplätze inklusive Bepflanzung und Pflege;
e) Grüfte und Mausoleen;
f)  Familienbäume für Urnenbeisetzungen;
g)  Familienstelen für Urnenbeisetzungen inklusive Bepflan-

zung und Pflege.
Gemeinschaftsgrabanlagen sind:
a)  Gemeinschaftserdgrabstätten für Urnenbeisetzungen mit 

Gemeinschaftsgrabmal;
b) Gemeinschaftserdgrabstätten für Sargbestattungen;
c) Gemeinschaftsbäume für Urnenbeisetzungen;
d)  Gemeinschaftserdgrabstätten für Totgeburten und  

Säuglinge bis zur vollendeten 6. Lebenswoche;
e)  Gemeinschaftserdgrabstätten für Föten;
f)   anonymes Gräberfeld für Urnenbeisetzungen;
g) Urnensammelräume;
h)  Gemeinschaftserdgrabstätten für Aschenbeisetzungen 

nach Beendigung des Grabnutzungsrechts.
(3) Es besteht kein Anspruch auf Überlassung einer Grabstätte 

in einer bestimmten Lage oder auf die Unveränderlichkeit 
der Umgebung einer Grabstätte.

§ 17 Erwerb und Verlängerung von Grabnutzungsrechten

(1) Ein Grabnutzungsrecht kann nur an Familiengrabstätten  
(§ 16 Abs. 2 Satz 2), an Gemeinschaftserdgrabstätten  
für Urnenbeisetzungen (§ 16 Abs. 2 Satz 3 a), an Gemein-
schaftsbäumen (§ 16 Abs. 2 Satz 3 c), an Gemeinschafts-
erdgrabstätten für Totgeburten und Säuglinge bis zur voll-
endeten 6. Lebenswoche (§ 16 Abs. 2 Satz 3 d) und an 
Gemeinschaftserdgrabstätten für Föten (§ 16 Abs. 2 Satz  
3 e) erworben werden. Es wird aufgrund schriftlichen An-
trags an eine einzelne natürliche Person verliehen. Das 
Grabnutzungsrecht an ganzen Gräberfeldern oder Teilen 
davon kann aufgrund schriftlichen Antrags an Personen-
vereinigungen oder an gesetzlich zur Ruhebettung ver-
pflichtete Institutionen verliehen werden.
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(2) Unbeschadet des § 4 Abs. 1 kann das Grabnutzungsrecht 
für folgende Zeiträume verliehen und verlängert werden:
a)  an Familiengrabstätten des § 16 Abs. 2 Satz 2 a) bis d) 

(ausgenommen die „Mosaikgärten Westfriedhof“, die  
„Urnengrabanlage Neuer Südfriedhof“ und die „Urnen-
grabanlage Friedhof Haidhausen“) für mindestens fünf 
Jahre und längstens bis auf 50 Jahre, bei Verlängerung 
um mindestens ein Jahr und längstens bis auf 50 Jahre;

b)  an Urnenbestattungsplätzen in den „Mosaikgärten West-
friedhof“, in der „Urnengrabanlage Friedhof Haidhausen“ 
und der „Urnengrabanlage Neuer Südfriedhof“ beim Erst-
erwerb für mindestens 15 Jahre und längstens bis auf  
50 Jahre, bei Verlängerung um mindestens ein Jahr und 
längstens bis auf 50 Jahre;

c)  an Grüften und Mausoleen für mindestens 30 Jahre und 
längstens bis auf 100 Jahre, bei Verlängerung um min-
destens zehn Jahre und längstens bis auf 100 Jahre;

d)  an Familienbäumen und an Urnenbestattungsplätzen un-
ter Gemeinschaftsbäumen für mindestens 25 Jahre und 
längstens bis auf 100 Jahre, bei Verlängerung um min-
destens zehn Jahre und längstens bis auf 100 Jahre.

Die Stadt kann in Ausnahmefällen abweichende Nutzungs-
zeiten genehmigen oder diese aus wichtigen Gründen auf 
die Dauer der Ruhezeit beschränken. Anlässlich einer Be-
stattung ist die jeweilige Ruhezeit nach § 20 Abs. 1 i.V.m.  
§ 14 einzuhalten.

(3) Ein Anspruch auf Verlängerung besteht nur, wenn sie vor 
Ablauf des Grabnutzungsrechts beantragt wird.

(4) Verleihung, Verlängerung und Übertragung von Grabnut-
zungsrechten werden erst nach Zahlung der Grabgebüh-
ren und mit Eintrag im Bestattungsverzeichnis rechtswirk-
sam. Über die Dauer des Grabnutzungsrechts erhält der/
die Inhaber/in eine Graburkunde.

(5) Jede Änderung der Anschrift des/der Inhabers/in des 
Grabnutzungsrechts ist der Stadt mitzuteilen.

(6) Bestattungsunternehmen können zur Erfüllung von Bestat-
tungs- und Grabpflegevorsorgeverträgen Grabnutzungs-
rechte erwerben und/oder verlängern, ohne selbst Inhaber 
dieser Rechte zu werden, sowie Grabstätten pflegen und 
unterhalten. Die Übernahme des Grabnutzungsrechts 
durch einen Angehörigen steht dem nicht entgegen, wobei 
die Erfüllung des Grabpflegevertrags zu respektieren ist.

(7) Bei Grabstätten, an denen kein Berechtigter das Grabnut-
zungsrecht nach § 18 Abs. 2 erwerben oder übernehmen 
will oder kein Berechtigter vorhanden ist, kann die Grab-
stätte so lange das Grabnutzungsrecht zu erhalten ist zur 
Betreuung an Personen überlassen werden, die zu der/
dem Bestatteten eine persönliche Verbindung hatten. Das 
Betreuungsverhältnis endet, wenn innerhalb von fünf Jah-
ren nach der Bestattung eine/ein Berechtigte/r das Grab-
nutzungsrecht erwirbt.

(8) Bei Grabstätten, an denen nach einer Bestattung niemand 
das Grabnutzungsrecht nach § 18 Abs. 2 oder das Betreu-
ungsrecht nach Abs. 7 übernimmt, sorgt die Stadt auf Kosten 
eines/einer Verpflichteten für die Erstanlage (Aufstellen eines 
mehrfach verwendbaren Grabmals, Begrünung) und die 
Pflege des Grabes während der Mindestruhezeit. Gegen 
vollständigen Kostenersatz können Grabnutzungsrecht und 
Denkmal erworben werden. Wenn eine der in § 8 Abs. 3 a) 
bis l) genannten Personen das Grabnutzungsrecht und das 
Denkmal übernehmen möchte, sind neben dem Kostenersatz 
für das Denkmal und die Erstanlage ggf. offene Grabnut-
zungsgebühren und Bestattungskosten vorab zu begleichen.

§ 18 Übertragung und Erlöschen von Grabnutzungsrechten

(1) Die Inhaber*innen des Grabnutzungsrechts können zu Leb-
zeiten das Grabnutzungsrecht nur auf eine Person aus 
dem in § 8 Abs. 3 a) - f) genannten Personenkreis übertra-
gen lassen. Die Übertragung auf einen anderen Verwand-
ten kann in besonders begründeten Einzelfällen von der 
Stadt genehmigt werden.

(2) Nach dem Tod des/der Inhabers/in des Grabnutzungs-
rechts kann die Übertragung des Grabnutzungsrechts be-
anspruchen, wen der/die Verstorbene in einer schriftlichen 
Verfügung zu seinem/seiner Nachfolger/in bestimmt hat. 
Bei einer Verfügung zugunsten mehrerer Personen hat die 
erstgenannte Person Vorrang. Stirbt der/die Inhaber/in des 
Grabnutzungsrechts, ohne einen/eine Nachfolger/in be-
stimmt oder das Einverständnis des von ihm/ihr Bestimm-
ten nachgewiesen zu haben, wird das Grabnutzungsrecht 
nach Antrag auf die in § 8 Abs. 3 a) bis l) genannten Perso-
nen übertragen. Innerhalb dieser Reihenfolge hat der/die 
Ältere das Vorrecht vor dem/der Jüngeren. Vorberechtigte 
könne zugunsten des/der Nächstberechtigten verzichten. 
Haben Vorberechtigte innerhalb von sechs Monaten nach 
dem Tod des/der Inhabers/in des Grabnutzungsrechts  
keinen Antrag auf Übertragung gestellt, wird das Grabnut-
zungsrecht einem/einer nachberechtigten Antragsteller/in 
verliehen.

(3) Jeder/jede Rechtsnachfolger/in hat das Grabnutzungs-
recht unverzüglich auf sich übertragen zu lassen. Der An-
spruch auf Übertragung des Grabnutzungsrechts erlischt, 
wenn es kein Berechtigter innerhalb eines Jahres seit der 
Beisetzung des/der verstorbenen Inhabers/in des Grab-
nutzungsrechts übernimmt.

(4) Das Grabnutzungsrecht erlischt nach Ablauf der Zeit, für 
die es erworben wurde oder wenn die fällige nach der  
Gebührensatzung festgesetzte Grabnutzungsgebühr nicht 
bezahlt wird.

§ 19 Verzicht auf Grabnutzungsrechte

Nur der/die Erwerber/Erwerberin des Grabnutzungsrechts 
kann nach Ablauf der Ruhezeit auf ein darüber hinaus gehen-
des Grabnutzungsrecht verzichten. Der Verzicht wird erst 
durch Eintrag in das Bestattungsverzeichnis rechtswirksam. 
Eine Rückerstattung von Grabnutzungsgebühren erfolgt nicht.

§ 20 Beisetzungen

(1) In einer Grabstätte kann nur bestattet werden, wenn das 
Grabnutzungsrecht noch für die Dauer der Ruhezeit läuft. 
Bei kürzerer Dauer muss das Grabnutzungsrecht vor der 
Bestattung verlängert werden. Fehlt eine notwendige Ver-
längerung im Bestattungsauftrag, wird sie automatisch zu 
Lasten des/der Auftraggebers/in veranlasst.

(2) Der/die Inhaber/in eines Grabnutzungsrechts gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 an einer Familiengrabstätte (§ 16 Abs. 2 Satz 2) 
hat das Recht, Familienangehörige, Verwandte, Verschwä-
gerte und nach seinem Ableben sich selbst in der Familien-
grabstätte bestatten zu lassen. Die Bestattung von ande-
ren Verstorbenen (z. B. Verlobten, Lebensgefährten und 
Pflegekindern) ist von der Stadt zu genehmigen, wenn der 
Inhaber/die Inhaberin des Grabnutzungsrechts und der/die 
Verstorbene, ersatzweise seine/ihre nach § 1 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 BestV nächstverpflichtete/n Angehörigen, übereinstim-
mend diesen Bestattungswunsch schriftlich erklärt haben.

(3) Personenvereinigungen dürfen ihr gemäß § 17 Abs. 1 Satz 
3 erworbenes Grabnutzungsrecht nur zu den satzungsmä-
ßigen Konditionen an ihre Mitglieder und deren Familien-
angehörige weiter verleihen, die ihrerseits Rechte nur ge-
genüber der Personenvereinigung geltend machen können.

(4) Wird das abgelaufene Grabnutzungsrecht an einer Gruft, 
an einem Mausoleum oder an oberirdischen Bestattungs-
plätzen (z. B. Urnennischen) nicht erneuert, werden die 
dort bestatteten Leichen in Erdgrabstätten und die Aschen 
in Gemeinschaftserdgrabstätten beigesetzt, sofern die  
Angehörigen nichts anderes bestimmen.

§ 21 Beisetzung von Urnen

(1)    Urnen können in Familiengrabstätten, in Gemeinschafts-
erdgrabstätten für Urnen, an Gemeinschaftsbäumen oder 
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auf schriftlichen Wunsch des/der Verstorbenen in anony-
men Gräberfeldern beigesetzt werden. In Ermangelung  
einer schriftlichen Verfügung des/der Verstorbenen kann 
sein/ihr anonymer Bestattungswunsch durch schlüssig  
begründete eidesstattliche Versicherung der Angehörigen 
nachgewiesen werden.

(2)  Urnen, für die innerhalb von drei Monaten nach der Ein-
äscherung oder nach der Überführung von auswärts keine 
Beisetzung verfügt wird, werden längstens zehn Jahre lang 
in einem Urnensammelraum kostenpflichtig aufbewahrt. 
Danach wird die Asche in einer Gemeinschaftserdgrabstätte 
beigesetzt.

§ 22 Bestattungen während der Ruhezeit

(1) In einer Erdgrabstätte können zwei Leichen bestattet wer-
den. Erst nach Ablauf beider Ruhezeiten ist eine Neubele-
gung mit einer oder zwei Leichen möglich. Eine Ausnahme 
von Satz 1 oder 2 kann nur in ganz begründeten Einzelfäl-
len bewilligt werden, z. B. wenn der/die letzte Angehörige 
des Inhabers/der Inhaberin des Grabnutzungsrechts dort 
bestattet werden soll. In Abhängigkeit der Ruhezeiten kön-
nen darüber hinaus in einer Erdgrabstätte bis zu acht Ur-
nen beigesetzt werden.

(2) In einer Urnenerdgrabstätte können in Abhängigkeit der 
Ruhezeiten bis zu sechs Urnen, beigesetzt werden. Die zu-
lässige Anzahl ist in den Grabaufteilungsplänen vermerkt.

(3) In Grüften und Mausoleen kann im Rahmen der vorhande-
nen, noch nicht belegten Zellen bestattet werden.

(4) An Familienbäumen nach § 16 Abs. 2 Satz 2 f) können bis 
zu acht Urnen beigesetzt werden. Die Anzahl der Urnenbe-
stattungsplätze an Gemeinschaftsbäumen nach § 16 Abs. 
2 Satz 3 c) ergibt sich aus den Grabaufteilungsplänen.

§ 23 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze

(1) Jede Grabstätte ist – unbeschadet der besonderen Anfor-
derungen der §§ 26 bis 28 – so zu gestalten und der Um-
gebung anzupassen, dass die Würde und die historisch 
gewachsenen Strukturen des Friedhofes in seinen einzel-
nen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden.  
Es ist Rücksicht auf charakteristische Gräberfelder und 
geschichtlich oder künstlerisch bedeutende Grabmale zu 
nehmen.

(2) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen 
nur aufgestellt werden, wenn sie ohne schlimmste Formen 
von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des Übereinkommens 
Nr. 182 der internationalen Arbeitsorganisation vom 17. 
Juni 1999 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen 
zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit 
(BGBl. 2001 II S. 1290, 1291) hergestellt worden sind und 
hierfür ein Nachweis gemäß Art. 9a Abs. 2 BestG in der  
jeweils geltenden Fassung vorgelegt wird. Herstellung im 
Sinne dieser Vorschrift umfasst sämtliche Bearbeitungs-
schritte von der Gewinnung des Natursteins bis zum End-
produkt. Eines Nachweises im Sinne von Satz 1 bedarf es 
nicht, wenn der Letztveräußerer glaubhaft macht, dass die 
Grabsteine oder Grabeinfassungen aus Naturstein oder 
deren Rohmaterial vor dem 1. September 2016 in das Bun-
desgebiet eingeführt wurden.

§ 24 Wahlmöglichkeit

(1) Nach den Grabaufteilungsplänen, die bei der Stadt zur  
Einsicht aufliegen, sind auf den städtischen Friedhöfen
a) Abteilungen ohne Gestaltungsvorgaben (§ 26);
b) Abteilungen mit Gestaltungsvorgaben (§ 27) und
c)  Abteilungen mit handwerklichen Gestaltungsvorgaben  

(§ 28) 
eingerichtet. In den Grabaufteilungsplänen sind die jeweili-
gen Grabarten festgesetzt, zudem weisen sie die zulässigen 
Grabmaltypen und deren Größenvorgaben aus.

Sie können auch Bestimmungen über die gärtnerische Ge-
staltung und Größenvorgaben von Grabstätten enthalten. 
Die bedarfsorientierte Fortschreibung der Grabaufteilungs-
pläne obliegt der Stadt.

(2) Es besteht die Möglichkeit, eine Grabstätte in einer der in 
Abs. 1 genannten Abteilungen zu wählen. Wird von dieser 
Wahlmöglichkeit im Bestattungsfall nicht rechtzeitig Ge-
brauch gemacht, entscheidet die Stadt, wo die Beisetzung 
erfolgen soll.

(3) Unbeschadet des § 17 Abs. 6 hat der/die Inhaber/in des 
Grabnutzungsrechts an einer Erdgrabstätte (§ 16 Abs. 2 
Satz 2 a) oder an einer Urnenerdgrabstätte (§ 16 Abs. 2 
Satz 2 b) das Recht und die Verpflichtung, im Rahmen der 
Satzungsvorgaben über deren Gestaltung zu entscheiden, 
diese zu unterhalten und zu pflegen. Die Gestaltung, Unter-
haltung und Pflege der Familienbäume, der Familien stelen 
und Urnenerdbestattungsplätze inklusive Bepflanzung, der 
Urnennischen und der Gemeinschafts grab anla gen obliegt 
ausschließlich der Stadt. Individuelle Gestaltungsmöglich-
keiten werden - soweit zulässig - in den Grabaufteilungs-
plänen vermerkt.

§ 25 Schutz wertvoller Gräber

(1) Für bestehende Gräberfelder kann die Stadt Erhaltungs-
pflichten zur Bewahrung charakteristischer Gräber fest-
legen.

(2) Grabmale von historischer, wissenschaftlicher oder volks-
kundlicher Bedeutung stehen unter dem besonderen 
Schutz der Stadt. Sie werden in einem Verzeichnis bei der 
Stadt geführt.

(3) Die nach Abs. 2 eingetragenen Grabmale dürfen ohne  
Genehmigung der Stadt weder entfernt noch abgeändert 
werden. Nach Aufgabe des Grabnutzungsrechts ist die 
Stadt zum Wertersatz verpflichtet, wenn der/die Inhaber/in 
dies innerhalb von drei Monaten beantragt, es sei denn die 
Stadt ist bereits nach Maßgabe des § 31 Abs. 5 Satz 4 
oder § 39 Satz 6 i.V.m. § 33 Abs. 2 verfügungsberechtigt.

VI. Individuelle Grabmale

§ 26 Abteilungen ohne Gestaltungsvorgaben

Grabmale in den Abteilungen ohne Gestaltungsvorgaben  
unterliegen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung 
an die Umgebung lediglich den allgemeinen Anforderungen 
des § 23. Das Grabmal darf jedoch über die Grundfläche des 
Grabes nicht hinausragen.

§ 27 Abteilungen mit Gestaltungsvorgaben

(1) Die Grabmale in den Abteilungen mit Gestaltungsvorgaben 
müssen in ihrer Gestaltung und Bearbeitung der Umge-
bung angepasst sein.

(2) Als Werkstoffe für Grabmale sind alle Materialien mit Aus-
nahme von Kunststoff erlaubt. Die verwendeten Materialien 
müssen wetterbeständig, bruchsicher und umweltverträg-
lich sein. Im Einzelnen gilt:
a) Verputztes und unverputztes Mauerwerk ist unzulässig;
b) Anstriche an Steinen sind unzulässig;
c)  Polituren sind zugelassen, soweit die Grabaufteilungspläne 

einen entsprechenden Vermerk enthalten, ansonsten gilt 
Mattschliff als feinste Bearbeitungsart;

d)  Schriftplatten sind zugelassen, wenn sie in das Grabmal 
eingesetzt sind und das ruhige Gesamtbild nicht beein-
trächtigen;

e)  Portraits des/der Verstorbenen sind bei den in § 16 Abs. 2 
Satz 2 a) mit e) genannten Familiengrabstätten bis zu ei-
ner Größe von 60 cm2 erlaubt, wenn sie wetterbeständig, 
bruchsicher und umweltfreundlich sind;

f)  In den Grabflächen frei verteilte Laternen und Vasen mit 
Sockel dürfen eine maximale Gesamthöhe von 45 cm nicht 
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überschreiten. Mit dem Grabmal verbundene Laternen 
und/oder Vasen sind in die Ansichtsfläche einzurechnen.

(3) Im Übrigen gelten die folgenden Einschränkungen:
a)  Die in den Grabaufteilungsplänen festgesetzten Höchst- 

und Mindestmaße sind einzuhalten. Auf Erdgrabstätten 
gemäß § 37 Abs. 4 a) sind in der Regel Grabmale bis zu 
einer Ansichtsfläche von 0,85 m² zulässig, bei Urnenerd-
grabstätten gemäß § 37 Abs. 4 b) bis zu 0,60 m2. Davon 
abweichende Größen, z.B. vor Mauern oder Hecken, sind 
in den Grabaufteilungsplänen vermerkt. Auf Anlagen- und 
Waldgräbern gemäß § 37 Abs. 5 a) und b) sind je nach 
Breite des Grabes in der Regel Grabmale bis 1,50 m2  
Ansichtsfläche genehmigungsfähig. Auf Urnenanlagen 
und Waldgräbern, gemäß § 37 Abs. 5 a) und b), sind in 
der Regel Grabmale bis 1,50 m² Ansichtsfläche genehmi-
gungsfähig. Für Urnenanlagen und Urnenwaldgräber  
gemäß § 37 Abs. 5 c) sind in der Regel bis 1,00 m² An-
sichtsfläche zulässig. Davon abweichende Größen, z.B. 
vor Mauern und Hecken, sind in den Aufteilungsplänen 
vermerkt. Die Mindeststärke für jeden stehenden Stein 
beträgt 18 cm. Dies gilt auch für den Sockel eines Metall- 
oder Holzgrabmals. Die maximale Stärke eines Sockels 
beträgt 50 cm und die Höhe 60 cm. Der liegende Stein 
muss aus einem Werkstück gefertigt sein, eine Mindest-
höhe von 8 cm aufweisen und darf eine maximale Höhe 
von 30 cm nicht überschreiten. Die Vorschriften bezüglich 
der Oberflächenbearbeitung sind dem jeweiligen Grab-
aufteilungsplan zu entnehmen;

b)  Auf jeder Grabstätte ist nur ein stehendes Grabmal oder 
ein liegendes Grabmal zulässig. Ausnahmen bedürfen der 
Genehmigung;

c)  Abdeckungen der Erdgräber mit Steinplatten, Kies, 
Schotter oder dergleichen sind nicht zulässig;

d)  Grabeinfassungen aus Stein sind nur zulässig, wenn dies 
in den Grabaufteilungsplänen ausdrücklich vermerkt ist. 
Der Stein darf allseitig nur einteilig sein; Bruchstücke und 
aneinander gereihte oder zusammengefügte Einzelsteine 
sind nicht zulässig;

e)  Grabeinfassungen aus schwarzem Metall sind generell 
auf allen Grabfeldern zulässig, wenn sie die vorgegebe-
nen Grabgrößen nach § 37 Abs. 4 erfüllen. Die sichtbare 
Höhe der Einfassungen muss 10 cm über dem Bodenni-
veau sein. Die Mähkante muss außen umlaufend 6 cm 
sowie 5 cm unter dem Bodenniveau betragen. Sie sind 
mit dem Denkmal oder der Gründung fest zu verbinden 
und müssen mit der Grablage gekennzeichnet werden.

(4) Ausnahmen können im Rahmen des § 23 zugelassen wer-
den, wenn sich das Grabmal auf die Gestaltung des Fried-
hofes, auch in seinen einzelnen Teilen, nicht negativ aus-
wirkt.

§ 28 Abteilungen mit handwerklichen Gestaltungsvorgaben

(1) Die Grabmale in Abteilungen mit handwerklichen Gestal-
tungsvorgaben müssen in ihrer Gestaltung, Bearbeitung 
und Anpassung an die Umgebung gegenüber § 27 erhöh-
ten Anforderungen entsprechen.

(2) Als Werkstoffe für Grabmale sind nur Naturstein, Holz, Me-
tall oder Glas zu verwenden. Bei Grabmalen aus Naturstein 
müssen alle sichtbaren Flächen handwerklich bearbeitet 
werden. Folgende Bearbeitungsarten sind erlaubt: geriffelt, 
gezahnt, gebeilt, geflächt, gekrönelt, gespitzt, scharriert, 
gestockt, frei von Hieb.

(3) Für Portraits gilt die Regelung des § 27 Abs. 2 e).
(4) Ausnahmen können im Rahmen des § 23 zugelassen wer-

den, wenn die Gesamtgestaltung des Friedhofes und sei-
ner einzelnen Teile unter Beachtung des Abs. 1 und unter 
Berücksichtigung künstlerischer Anforderungen nicht be-
einträchtigt wird.

§ 29 Grabinschriften

Zusätzlich zu den Grabinschriften sind eingravierte QR-Codes 
mit Informationen über den/die Verstorbene/n und seine/ihre 
Lebensgeschichte zulässig, wenn sie frei von jeglicher Wer-
bung, Verunglimpfung, Diskriminierung und auch sonst nicht 
zu beanstanden sind. Der Inhalt und jede Änderung des QR-
Codes bedürfen der vorherigen Genehmigung nach § 36. 
Dennoch bleibt der/die Inhaber/in des Grabnutzungsrechts für 
die Inhalte verantwortlich.

§ 30 Name des Aufstellers

Bei jedem Grabmal sind auf der rechten Seitenfläche in etwa 
40 cm Höhe der Name der Firma, die das Grabmal aufgestellt 
hat und die Grablage in gut lesbarer, unauffälliger Weise ein-
zugravieren. Die Gravur darf durch den Namen des Urhebers 
des Grabmals ohne weitere Zusätze ergänzt werden.

§ 31 Standsicherheit der Grabmale, Haftung

(1) Jedes Grabmal muss nach den anerkannten Regeln der 
Baukunst errichtet und befestigt werden.

(2) Erforderlichkeit, Art und Größe eines Fundaments be-
stimmt die Stadt im Rahmen der Genehmigung nach § 36. 
Die Fundamentpflicht tritt in Kraft, sobald der stehende 
Stein eine Höhe von 1,50 m oder eine Breite von 0,60 m 
oder ein Gesamtgewicht von 400 kg erreicht. Bei Holz- 
oder Metallgrabmalen wird über die eventuelle Fundament-
pflicht nach Einreichung des Grabmalantrages entschieden.

(3) Das Herstellen und Ausbessern von Fundamenten veran-
lasst die Stadt.

(4) Der/die Inhaber/in des Grabnutzungsrechts hat die Grab-
stätte stets in verkehrssicherem Zustand zu halten. Er/sie 
ist insbesondere verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen, sobald die Sicherheit von Grabmalen oder Teilen 
hiervon gefährdet erscheint. Geht die Gefährdung vom 
Fundament aus, hat er/sie unverzüglich die Stadt zu infor-
mieren. Bei schuldhafter Verletzung dieser Pflichten haftet 
er/sie für den hieraus entstehenden Schaden.

(5) Zur Abwehr einer drohenden Gefahr kann die Stadt auf 
Kosten des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen  
(z. B. Umlegen von Grabmalen, Absperrungen) treffen. 
Wird nach einer Sicherungsmaßnahme trotz schriftlicher 
Aufforderung mit angemessener Fristsetzung kein ord-
nungsgemäßer Zustand hergestellt, ist die Stadt berech-
tigt, das Grabmal, die sonstige bauliche Anlage oder Teile 
davon auf Kosten der/des Verantwortlichen zu entfernen. 
Ist der/die Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
Weiteres zu ermitteln, genügt eine öffentliche Bekanntma-
chung und ein zweimonatiger Hinweis auf der Grabstätte. 
Eine Aufbewahrungspflicht nach der Entfernung besteht 
nur für drei Monate.

§ 32 Provisorische Grabzeichen

Nach einer Bestattung darf ohne gesonderte Genehmigung 
zwei Jahre lang ein provisorisches Grabzeichen aufgestellt 
werden. Zugelassen sind nur die Grabzeichen der Stadt und 
solche, die vorab mit ihr in Material, Form und Größe abge-
stimmt wurden.

§ 33 Entfernen von Grabmalen

(1) Unbeschadet des § 25 ist jede endgültige Entfernung eines 
Grabmals während der Nutzungszeit einen Monat vorher 
der Stadt anzuzeigen.

(2) Nach Ablauf, Verzicht oder Entzug des Grabnutzungsrechts 
ist der Grabnutzungsberechtigte verpflichtet das Grabmal 
und die sonstigen baulichen Anlagen mit Ausnahme des 
Fundaments sowie die Grabbepflanzung innerhalb von drei 
Monaten zu entfernen. Sind das Grabmal, die sonstigen 
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baulichen Anlagen und die Grabbepflanzung nach Ablauf 
der Frist nicht entfernt, werden sie durch die Städtischen 
Friedhöfe München auf Kosten der Grabnutzungsberech-
tigten beseitigt. Entschädigungsansprüche sind ausge-
schlossen.

§ 34 Wiederverwendung von Grabmalen

(1) Grabmale dürfen nur dann wiederverwendet werden, wenn 
sie den Anforderungen des neuen Grabplatzes entspre-
chen und wenn die Stadt die Aufstellung nach § 36 geneh-
migt hat.

(2) Soweit die Stadt über ein Grabmal verfügungsberechtigt 
ist, kann sie im Interesse seiner Erhaltung die Neuvergabe 
von Grabnutzungsrechten mit Bedingungen und Auflagen 
versehen.

§ 35 Sonderbestimmungen für Grüfte

(1) Gruftanlagen können in Beton, Stahlbeton oder Klinker-
mauerwerk ausgeführt werden. Die Umfassungswände 
sind innen mit Zement-Glattstrich wasserdicht zu glätten. 
Im Boden ist ein Sickerloch anzubringen.

(2) Eine Freilandgruft (Gruft ohne Überbau) ist mindestens  
30 cm unter der Erdoberfläche mit einem gut abschließen-
den Doppeldeckel aus Stahlbeton zu versehen.

(3) Für eine Gruftzelle sind folgende Mindestlichtmaße einzu-
halten:
a) Länge: 230 cm;
b) Breite: 100 cm;
c) Höhe: 105 cm.

(4) Die Einsenkschächte der Grüfte müssen mit genügend 
großen und starken Platten ohne größere Fugen versehen 
sein.

(5) In einer Gruftzelle darf nur eine Leiche im Metallsarg oder 
Holzsarg mit Zinkeinsatz luftdicht abgeschlossen (z. B. 
verlötet) bestattet werden.

(6) Grüfte und Gruftzellen darf nur die Stadt oder ein von ihr 
beauftragter Fachmann öffnen und schließen.

§ 36 Genehmigungsverfahren

(1) Die Errichtung, Wiederverwendung und jede Veränderung 
eines Grabmals einschließlich Einfassung – ausgenommen 
ergänzende Beschriftungen und die provisorischen Grab-
zeichen nach § 32 - bedürfen der vorherigen schriftlichen 
Genehmigung der Stadt. Der Antrag ist vom/von der Inha-
ber/in des Grabnutzungsrechts zu stellen. Jedem Antrag 
auf Errichtung eines Grabsteins oder einer Steineinfassung 
ist nach § 23 Abs. 2 Friedhofssatzung i.V.m. Art. 9a Abs. 2 
Satz 1 BestG in der jeweils geltenden Fassung ein Nach-
weis über die Produktionsbedingungen beizufügen. Beruft 
sich der Antragsteller auf Unzumutbarkeit, so hat er diese 
zu begründen und nach Art. 9a Abs. 2 Satz 2 BestG seine 
Zusicherungs- und Darlegungspflichten zu erfüllen.

(2) Dem Antrag sind zweifach Pläne im Maßstab 1:10 beizufü-
gen. Sie müssen enthalten:
a)  Für stehende Grabmale Vorder- und Seitenansicht, für  

liegende Grabmale und für Einfassungen Grundriss und 
Seitenansicht, jeweils mit kompletter Bemaßung. Die  
Ansichtsfläche ist in m² anzugeben;

b)  Material, Form und Bearbeitung des Grabmals;
c)  Material, Art, Farbe und Verteilung der Schrift, Ornamente 

und Symbole;
d)  Vollständige, schriftliche Offenlegung des Inhaltes des 

QR-Codes mit schriftlicher Erklärung des Antragstellers, 
die alleinige Verantwortung für den Inhalt während der 
gesamten Nutzungsdauer zu tragen.

Reichen diese Angaben zur Beurteilung nicht aus, können 
Zeichnungen in größerem Maßstab, die Vorlage eines Mo-
dells, Proben des Materials und der vorgesehenen Bearbei-
tung verlangt werden.

(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen bauli-
chen Anlagen (Mausoleen, Grüfte, etc.) bedarf ebenfalls 
der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Stadt. Die 
Abs. 1 und 2 gelten entsprechend. Deckplatten für Urnen-
nischen und deren Beschriftung dürfen nur von der Stadt 
in Auftrag gegeben werden.

(4) Die Genehmigung kann mit Bedingungen und/oder Aufla-
gen verknüpft werden. Sie können zum Beispiel baulicher 
oder gärtnerischer Art sein, die Dauer des Grabnutzungs-
rechts oder eine Sicherheitsleistung für die Ausführung der 
Bauarbeiten zum Gegenstand haben.

(5) Das genehmigte Grabmal darf auf dem Friedhof erst er-
richtet werden, wenn die Stadt das Grabmal abgenommen 
und die Freigabe schriftlich erteilt hat.

(6) Bei Verstoß gegen das Genehmigungsverfahren kann eine 
Genehmigung widerrufen und die Änderung oder Beseiti-
gung eines aufgestellten Grabmals oder der baulichen  
Anlage angeordnet werden. Wird ein Denkmal im Wege  
der Ersatzvornahme nach § 41 Abs. 2 entfernt, findet § 33 
Abs. 2 Satz 3 entsprechende Anwendung. Vor Ablauf der 
Dreimonatsfrist wird das Denkmal gegen Ersatz aller ent-
standenen Kosten an die Berechtigten herausgegeben.

(7) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die 
sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach 
Bestandskraft der Genehmigung errichtet worden ist.

VII. Gärtnerische Gestaltung und Grabpflege

§ 37 Gärtnerische Gestaltung

(1) In den städtischen Friedhöfen werden Grabstätten mit 
Grabhügeln, mit ebenerdigen Pflanzflächen und ohne 
Pflanzflächen ausgewiesen. Grabstätten ohne Pflanzflä-
chen werden durch die Stadt mit Rasen angesät. Die 
Pflanzfläche einer Grabstätte ist die Grabfläche abzüglich 
der Standfläche für das Denkmal und weitere Einfassun-
gen. Die gärtnerische Gestaltung und Pflege außerhalb der 
Grabstätte sowie der Familiengrabstätten inklusive Be-
pflanzung oder unter Bäumen und aller Gemeinschafts-
grabanlagen des § 16 Abs. 2 Satz 3 obliegt der Stadt.

(2) Jede Grabstätte ist nach einer Bestattung, sobald die Set-
zung des Erdreichs abgeschlossen ist und es die Witte-
rungsverhältnisse erlauben, unter Beachtung der allgemei-
nen Gestaltungsgrundsätze des § 23 und der 
Festlegungen in den Grabaufteilungsplänen gärtnerisch in 
einer würdigen Weise anzulegen. Die Gestaltung der Grab-
stätte ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, des Grä-
berfeldes und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. 
Die Anpflanzungen sind auf die Grabflächen beschränkt 
und dürfen in der Höhe nicht über das Grabmal hinaus-
ragen; sie dürfen Nachbargräber, öffentliche Anlagen und 
Wege nicht beeinträchtigen.

(3) Nicht erlaubt sind
a)  die Verwendung von künstlichem Grabschmuck aller Art, 

der insgesamt und in Teilen aus nicht verrottbaren Materi-
alien besteht und das Abdecken von Grabstätten mit  
Folien oder Netzen;

b)  Grabumrandungen aus Platten, Sand, Splitt oder Kies. 
Soweit Grabumrandungen aus Stein bzw. Metall in den 
Grabaufteilungsplänen zugelassen sind, müssen sie  
den Anforderungen des § 27 Abs. 3 d) Satz 2, bzw. § 27  
Abs. 3 e) entsprechen;

c)  Das Aufstellen von Blumenschalen mit einem Durchmes-
ser von mehr als einem Viertel der Grabbreite. Ein Durch-
messer von 40 cm ist immer erlaubt;

d)  das Schmücken von Familiengrabstätten inklusive Bepflan-
zung, Familienbäumen, Urnennischen und von Gemein-
schaftsgrabanlagen außerhalb der hierfür bestimmten 
Ablageflächen.

(4) Für Familieneinzelgrabstätten in der Reihe gelten grund-
sätzlich folgende Höchstmaße:
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a) Erdgrabstätten

Länge einschließlich Grabmal 180 cm

Breite 75 cm

Höhe ohne Bepflanzung 15 cm;

b) Urnenerdgrabstätten und Kindergräber

Länge einschließlich Grabmal 120 cm

Breite 60 cm

Höhe ohne Bepflanzung 15 cm;

c) Urnenerdgrabstätten im Krematorium:

Länge einschließlich Grabmal 80 cm

Breite 60 cm

Höhe ohne Bepflanzung 15 cm.

Bei Mehrfachgrabstätten beträgt die Breite das Mehrfache 
der Einzelgrabstätte zusätzlich der Zwischenräume.

(5) Für Familienerdgrabstätten in besonderen Lagen gelten 
grundsätzlich folgende Höchstmaße:

a) Anlagengräber

Länge einschließlich Grabmal 300 cm

Breite einfaches Anlagengrab 200 cm

Breite doppeltes Anlagengrab 250 cm

Breite dreifaches Anlagengrab 400 cm

Breite vierfaches Anlagengrab 550 cm

Breite fünffaches Anlagengrab 700 cm

Höhe 15 cm;

b) Waldgräber

Länge einschließlich Grabmal 360 cm

Breite einfaches Waldgrab 200 cm

Breite doppeltes Waldgrab 300 cm

Breite dreifaches Waldgrab 450 cm

Breite vierfaches Waldgrab 600 cm

Breite fünffaches Waldgrab 750 cm

Höhe 15 cm;

c) Urnenanlagengräber

Länge einschließlich Grabmal 160 cm

Breite einfaches Urnenanlagengrab 100 cm

Breite doppeltes Urnenanlagengrab 200 cm

Höhe 15 cm;

d) Urnenwaldgräber

Länge einschließlich Grabmal 200 cm

Breite einfaches Urnenwaldgrab 100 cm

Breite doppeltes Urnenwaldgrab 200 cm

Höhe 15 cm.

§ 38 Grabpflege

(1) Grabstätten sind zu pflegen. Verantwortlich für die Grab-
pflege ist unbeschadet des § 17 Abs. 6 der/die Inhaber/in 
des Grabnutzungsrechts. Die Pflege der Familiengrab-
stätten inklusive Bepflanzung der Bestattungsplätze unter 
Bäumen und der Gemeinschaftsgrabanlagen obliegt aus-
schließlich der Stadt.

(2) Umwelt-, pflanzen- oder steinschädigende Mittel dürfen 
nicht verwendet werden. Verwelkte Blumen und Kränze 
sind von den Gräbern zu entfernen. Friedhofsspezifische 
Abfälle sind an den dafür vorgesehenen Stellen getrennt zu 
entsorgen.

(3) Anpflanzungen dürfen über die zulässigen Grabmaße und 
über die Höhe des Grabmals nicht hinaus wachsen. Die 
Stadt kann verlangen, dass zu große oder stark wuchernde 
Bäume und Sträucher zurückgeschnitten oder entfernt 
werden.

§ 39 Vernachlässigte Gräber

Wird eine Grabstätte nicht gepflegt, hat der/die Inhaber/in des 
Grabnutzungsrechts nach schriftlicher Aufforderung der Stadt 
den satzungswidrigen Zustand innerhalb einer angemessenen 
Frist zu beheben. Ist der/die Verantwortliche nicht bekannt 
oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, erfolgt eine öffentliche 
Bekanntmachung durch Aushang und gleichzeitig ein Hinweis 
auf dem Grab. Bleibt die Aufforderung drei Monate unbeach-
tet, kann die Stadt die Grabstätte einebnen und einsäen. 
Nach Ablauf der Ruhezeit kann die Stadt das Grabnutzungs-
recht ohne Anspruch auf Erstattung der für die restliche Nut-
zungsdauer bezahlten Grabnutzungsgebühr aufheben. Dem 
Entzug des Grabnutzungsrechts muss eine nochmalige 
schriftliche Aufforderung, die Grabstätte in Ordnung zu brin-
gen, mit Androhung der Maßnahme bei Zuwiderhandlung,  
vorausgehen. Nach bestandskräftigem Entzug des Grabnut-
zungsrechts gilt § 33 Abs. 2.

VIII. Schlussbestimmungen

§ 40 Haftungsausschluss

Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, 
insbesondere Naturereignisse, durch dritte Personen, durch 
Tiere oder die durch satzungswidrige Benutzung der Fried-
höfe, ihrer Anlagen und Einrichtungen entstehen. Der Stadt 
obliegt keine über die Verkehrssicherungspflicht hinausgehen-
de Obhuts- und Bewachungspflicht. Im Übrigen haftet die 
Stadt nur bei Vorsatz und Fahrlässigkeit.

§ 41 Anordnungen, Ersatzvornahmen

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung be-
stehenden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall 
erlassen. Den Anordnungen ist unverzüglich Folge zu leis-
ten.

(2) Wird bei Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen dieser 
Satzung ein ordnungswidriger Zustand verursacht, kann 
dieser nach vorheriger Androhung und nach Ablauf der 
hierfür gesetzten Frist auf Kosten des/der Zuwiderhandeln-
den beseitigt werden. Einer vorherigen Androhung mit 
Fristsetzung bedarf es nicht, wenn die Ersatzvornahme zur 
Verhütung oder Unterbindung einer mit Strafe bedrohten 
Handlung oder zur Abwehr einer drohenden Gefahr erfor-
derlich ist.

§ 42 Gebühren

Für den Vollzug der Friedhofssatzung gelten die Gebühren 
nach der jeweils gültigen Friedhofsgebührensatzung und für 
die damit verbundenen Verwaltungshandlungen die Gebühren 
der Kostensatzung.
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§ 43 Ordnungswidrigkeiten

(1) Gemäß Art. 24 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeordnung kann mit 
Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

 1.  sich als Besucher nicht entsprechend der Würde des 
Friedhofes verhält (§ 6 Abs. 1);

 2.  sich als Besucher so verhält, dass andere gefährdet oder 
mehr als unvermeidbar behindert oder belästigt werden 
(§ 6 Abs. 2);

 3.  entgegen § 6 Abs. 3
  a)  den Friedhof, seine Einrichtungen und Anlagen verun-

reinigt oder beschädigt;
  b)  der Örtlichkeit nicht entsprechende Gefäße innerhalb 

des Friedhofs hinterstellt;
  c)  ohne Genehmigung, bzw. ohne sichtbaren Schwerbe-

hindertenausweis mit dem Vermerk „aG“ mit einem 
Fahrzeug (mit Ausnahme von mindestens dreirädrigen 
Elektrokleinstfahrzeugen mit Sitz) oder Fahrrad den 
Friedhof befährt oder an Samstagen, Sonn- und Feier-
tagen einfährt oder unberechtigt ein Fahrzeug und/
oder Anhänger auf dem Friedhofsgelände und den 
dazugehörigen Parkplätzen abstellt oder gegen die 
Verkehrsregeln verstößt;

  d)  Waren und gewerbliche Dienste anbietet, Druckschrif-
ten verteilt oder Werbung betreibt;

   e) Ehrensalut schießt;
   f) Tiere – außer Blindenhunde – mitführt;
   g) frei lebende Tiere füttert;
 h) Friedhöfe als Spielflächen benutzt, lärmt oder lagert;
   i)  in Friedhöfen joggt oder Nordic Walking betreibt; ausge-

nommen Alter Nördlicher und Alter Südlicher Friedhof;
4.  gewerbsmäßige Arbeiten ohne Bewilligung nach § 7  

Abs. 1 vornimmt oder die Bewilligung nach § 7 Abs. 2 
nicht vorzeigt;

5.  als Nichtgewerbetreibender entgegen § 7 Abs. 3 ohne 
Bewilligung gegen Entgelt arbeitet;

6.  Lichtbild- oder Filmaufnahmen entgegen § 7 Abs. 4, § 9 
Abs. 5 und § 10 Abs. 2 macht;

7.  entgegen § 7 Abs. 6
 a)  störende Arbeiten in der Nähe von Bestattungsfeiern 

verrichtet;
  b)  Arbeiten an Samstagen, Sonn- und Feiertagen – abge-

sehen von den Ausnahmen – durchführt;
 c)  Arbeitsgeräte und Arbeitsmaterialien unzulässig lagert;
  d)  Abfälle entsorgt.
8.  entgegen § 7 Abs. 7 den Friedhof ohne Erlaubnis befährt 

oder gegen die Verkehrsregeln verstößt;
9  entgegen § 24 Abs. 3 Satz 2 und 3 Familienbäume, Fami-

lienstelen, Urnenbestattungsplätze inklusive Bepflanzung, 
Urnennischen und Gemeinschaftsgrabanlagen individuell 
gestaltet;

10.  Erhaltungspflichten nach § 25 Abs. 1 nicht befolgt oder 
eingetragene Grabmale entgegen § 25 Abs. 3 Satz 1 
ohne Genehmigung entfernt oder abändert;

11.  entgegen § 26 Satz 2 ein über die Grundfläche hinausra-
gendes Grabmal aufstellt;

12.  entgegen § 27 Abs. 2 b) und d) Steine anstreicht oder 
Lichtbilder anbringt, die nicht den Anforderungen genü-
gen oder entgegen § 27 Abs. 3 d) unzulässige Grabein-
fassungen setzt;

13.  gegen die in § 30 Satz 1 geregelte Kennzeichnung an 
Grabmalen verstößt;

14.  Grabmale entgegen § 31 Abs. 1 nicht fachgerecht errich-
tet und befestigt;

15.  Grabstätten entgegen § 31 Abs. 4 Satz 1 und 2 nicht in 
verkehrssicherem Zustand hält;

16.  entgegen § 32 ein nicht zugelassenes Provisorium auf-
stellt oder es länger als zwei Jahre belässt;

17.  gegen die Anzeigepflicht vor Entfernung eines Grabmals 
nach § 33 Abs. 1 verstößt;

18.  entgegen § 35 Abs. 6 Grüfte und Gruftzellen durch einen 
Unbefugten öffnen und schließen lässt;

19.  entgegen § 36 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 5 ohne vorherige 
Genehmigung und Freigabe Grabmale oder bauliche An-
lagen errichtet oder verändert;

20.  den Bestimmungen über die gärtnerische Gestaltung in  
§ 37 Abs. 3 zuwiderhandelt, insbesondere durch

 a) Anpflanzungen außerhalb der Grabfläche;
 b) Verwendung nicht verrottbarer Materialien;
 c) Blumenschalen ohne Beachtung der Höchstmaße;
 d)  Schmücken von Urnenbestattungsplätzen inklusive 

Bepflanzung, Familienbäumen, Familienstelen, Urnen-
nischen, Urnenhallen und von Gemeinschaftsgrab-
anlagen außerhalb der hierfür bestimmten Ablage-
flächen.

21.  entgegen § 38 Abs. 2 umwelt-, pflanzen- oder steinschä-
digende Mittel verwendet oder Abfälle nicht ordnungs-
gemäß entsorgt;

22.  Grabstätten entgegen § 39 vernachlässigt;
23. einer Einzelanordnung nach § 41 Abs. 1 zuwider handelt.

(2) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften bleiben unberührt.

§ 44 Stadtinterne Zuständigkeiten

Der Vollzug der Friedhofssatzung obliegt den Städtischen 
Friedhöfen München.

§ 45 Inkrafttreten

(1) Diese Friedhofssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 08.11.2000 
(MüABl. S. 465), zuletzt geändert durch Satzung vom 
21.04.2017 (MüABl. S. 162) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Anlage zur Friedhofssatzung

Bestattungsbezirke 
Die nachstehenden Bestattungsbezirke werden nach der  
jeweils gültigen Einteilung der Stadtbezirke und der Stadt-
bezirksviertel definiert:

Der Bestattungsbezirk Allach besteht aus den Stadtbezirks-
vierteln 23.2.1, 23.2.2, 23.2.3, 23.2.4 sowie 23.2.7.

Der Bestattungsbezirk Aubing-Freiham besteht aus den 
Stadtbezirksvierteln 22.1.1, 22.1.2, 22.1.3, 22.1.4, 22.2.1, 22.2.2, 
22.2.3, 22.2.4, 22.2.5, 22.2.6, 22.4.1, 22.4.2 sowie 22.4.3.

Der Bestattungsbezirk Bogenhausen besteht aus den Stadt-
bezirksvierteln 13.3.4 südlich des Isarrings, 13.3.5, 13.7.1, 
13.7.2, 13.7.3, 13.7.4 sowie 13.7.5.

Der Bestattungsbezirk Daglfing besteht aus den Stadtbezirks-
vierteln 13.4.1, 13.4.2, 13.4.3, 13.4.4, 13.4.5, 13.4.6, 13.5.1, 
13.5.2, 13.5.3, 13.5.4, 13.5.5 sowie 13.5.6.

Der Bestattungsbezirk Feldmoching besteht aus dem Stadt-
bezirk 24.

Der Bestattungsbezirk Haidhausen besteht aus den Stadt-
bezirksvierteln 5.1.1, 5.1.2, 5.2.1, 5.2.2, 5.3.1, 5.3.2, 5.3.3, 5.4.1, 
5.4.2, 5.4.3 sowie 5.4.4.

Der Bestattungsbezirk Lochhausen besteht aus den Stadt-
bezirksvierteln 22.3.1, 22.3.2, 22.3.3, 22.3.4, 22.3.5, 22.3.6, 
sowie 22.3.7.
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Der Bestattungsbezirk Neuhausen besteht aus den Stadt-
bezirksvierteln 9.1.2, 9.1.3, 9.1.4, 9.1.6 sowie 9.6.1.

Der Bestattungsbezirk Nymphenburg besteht aus den Stadt-
bezirksvierteln 9.2.2 südlich der Volpinistraße und westlich 
der Hanfstänglstraße, 9.2.3, 9.2.4, 9.2.5, 9.2.6 sowie 9.2.7.

Der Bestattungsbezirk Perlach besteht aus den Stadtbezirks-
vierteln 16.3.1, 16.3.2, 16.3.3, 16.3.4, 16.3.5, 16.4.1, 16.4.2, 
16.4.3, 16.4.4, 16.4.5, 16.4.6, 16.4.7, 16.5.1, 16.5.2, 16.5.3, 
16.5.4, 16.5.5 sowie 16.5.6.

Der Bestattungsbezirk Riem besteht aus den Stadtbezirken 
13 und 15.

Der Bestattungsbezirk Sendling besteht aus dem Stadtbezirk 
6 und den Stadtbezirksvierteln 7.1.1, 7.1.2, 7.1.3, 7.1.5, 7.1.6, 
7.2.2 sowie 7.2.3.

Der Bestattungsbezirk Solln besteht aus den Stadtbezirks-
vierteln 19.5.1, 19.5.2, 19.5.3, 19.5.4, 19.5.5, 19.5.6, 19.5.7, 
19.5.8 sowie 19.5.9.

Der Bestattungsbezirk Waldfriedhof Solln besteht aus den 
Stadtbezirksvierteln 19.5.1, 19.5.2, 19.5.3, 19.5.4, 19.5.5, 
19.5.6, 19.5.7, 19.5.8, 19.5.9, 19.1.5, 19.1.6, 19.1.3.05, 19.1.3.06, 
19.1.3.17, 19.1.3.19, 19.1.3.29,19.1.3.36, 19.1.3.37 und 19.1.3.55.

Verordnung zur Änderung der Verordnung über das 
Leichenwesen im Bereich der Landeshauptstadt  
München (Leichenordnung)

vom  2. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt auf Grund von Art. 17 
Abs. 1 und 2 des Bestattungsgesetzes (BestG) vom 24.09.1970 
(BayRS 2127-1-G), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
02.08.2016 (GVBl. S. 246), folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über das Leichenwesen im Bereich der Lan-
deshauptstadt München (Leichenordnung) vom 18.12.2006 
(MüABl. S. 32), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 werden die Begriffe „der Friedhofverwaltung 
der Landeshauptstadt München“ durch „den Städtischen 
Friedhöfen München“ ersetzt.

b)  In Absatz 3 werden die Worte „der Friedhofverwaltung“ 
durch „den Städtischen Friedhöfen München“ ersetzt. 

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird „Friedhofverwaltung“ durch „Städtische 
Friedhöfe München“ ersetzt.

b)  In Satz 2 werden die Worte „der Friedhofverwaltung“ 
durch „den Städtischen Friedhöfen München“ ersetzt.

3.  In § 3 Abs. 2 Ziffer 3 wird „Friedhofverwaltung“ durch 
„Städtische Friedhöfe München“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 3 wird der Name „Referates für Gesundheit und 
Umwelt“ gestrichen und durch „Gesundheitsreferat“ ersetzt.

b)  In Absatz 4 werden die Worte „der Friedhofverwaltung“ 
durch „den Städtischen Friedhöfen München“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 2 Satz 2 wird „Friedhofverwaltung kann“ durch 
„Städtischen Friedhöfe München können“ ersetzt.

b)  In Abs. 3 Satz 1 wird „Friedhofverwaltung“ durch „Städti-
schen Friedhöfe München“ ersetzt.

c)  In Abs. 3, vierte Aufzählung wird „das Vorliegen einer 
übertragbaren Krankheit.“ durch „deutlicher Hinweis auf 
das Vorliegen einer übertragbaren Krankheit durch den 
Vermerk „Infektiös“ oder „Hochkontagiös“ ersetzt.

6.  In § 9 Abs. 1 wird „Friedhofverwaltung“ ersetzt durch 
„Städtische Friedhöfe München“.

7.  In § 10 Ziffer 6 wird „nicht angebracht hat,“ durch „nicht 
vollständig ausgefüllt hat und/oder keinen Vermerk „Infek-
tiös“ bzw. „Hochkontagiös“ gemäß § 7 Abs. 1 und 2 BestV 
angebracht hat.“ ersetzt.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Verordnung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 2. Dezember 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Allgemeinverfügung
für das Tauchen mit Atemgerät im Badesee Riem

Durch die ständig zunehmende Verbreitung des Tauchsports 
und die Verbesserung der Ausrüstung ist Tauchen mit Atem-
gerät in oberirdischen Gewässern ein vielerorts häufig ausge-
übter Ganzjahressport geworden, der nicht grundsätzlich im 
Rahmen des Gemeingebrauchs nach § 25 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) i. V. m. Art. 18 Abs. 1 Satz 1 Bayerisches Was-
sergesetz (BayWG) liegt. Der Riemer Badesee wird durch die 
vorliegende Allgemeinverfügung gem. Art. 18 Abs. 1 Satz 4 
BayWG und Art. 18 Abs. 3 BayWG in den unter II. Nr. 2 näher 
bezeichneten Gebiet dem Tauchen mit Atemgerät gewidmet.
Bei der inhaltlichen Bestimmung dieser Allgemeinverfügung 
wurde eine sachgerechte Abwägung zwischen sich wider-
sprechenden Nutzungsansprüchen am Badesee Riem gefun-
den, mit dem Ziel, eine Gefährdung der Taucher, Schädigun-
gen der Natur bzw. Fischerei und Beeinträchtigungen der 
Erholungsnutzung soweit wie möglich auszuschließen.

Die Allgemeinverfügung ist wie folgt gegliedert:

Inhalt:

I. Beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis
II. Auflagen und Bedingungen
 1. Allgemeines
 2. Tauchgebiet
 3. Zugang für Tauchgänge
 4. Sonderregelungen
III. Hinweise
IV. Kosten

Die Landeshauptstadt München (Referat für Klima- und Um-
weltschutz) erlässt als zuständige Kreisverwaltungsbehörde 
folgenden

Bescheid:

I. Erlaubnis
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Hiermit wird allen Personen die stets widerrufliche beschränk-
te Erlaubnis nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. 
Art. 15 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) erteilt, im Riemer 
Badesee mit Atemgerät zu tauchen (Sport-Tauchen).

Der Riemer Badesee wird gem. Art. 18 Abs. 1 Satz 4 BayWG 
und Art. 18 Abs. 3 BayWG in den unter Ziffer II. Nr. 2 näher 
bezeichneten Gebiet dem Tauchen mit Atemgerät gewidmet. 
Diese Allgemeinverfügung gilt zwei Wochen nach Erscheinen 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bekannt ge-
geben und verliert spätestens mit Ablauf des 30.11.2023 ihre 
Gültigkeit, sofern sie nicht schon vorher widerrufen oder ver-
längert wird. Die als Anlage beigefügte Karte ist Bestandteil 
dieses Bescheides und zeigt den Bereich des Sees auf, für 
den diese Widmung gilt.
Von den genannten Auflagen und Bedingungen abweichende 
Tauchnutzungen bedürfen im Einzelfall einer gesonderten 
schriftlichen Entscheidung durch die Landeshauptstadt Mün-
chen (Referat für Klima- und Umweltschutz, Sachgebiet US13) 
und müssen rechtzeitig vorher – ebenfalls schriftlich – bean-
tragt werden.

II. Auflagen und Bedingungen

1. Allgemeines

1.1.  Das Sport-Tauchen ist so durchzuführen, dass niemand 
belästigt wird; auf Badende ist Rücksicht zu nehmen, 
insbesondere hat das Auftauchen in gebührendem Ab-
stand zu Badenden zu erfolgen. Fische dürfen nicht ge-
zielt gestört werden.

1.2.  Sport-Tauchen ist nur außerhalb der Badesaison wäh-
rend der folgenden Zeiten zulässig:

1.2.1 in der Zeit von jeweils 01.03.-15.05.:
a) im März zwischen 09.00 Uhr und 18.00 Uhr
b) im April zwischen 09.00 Uhr und 20.00 Uhr
c) im Mai zwischen 09.00 Uhr und 20.00 Uhr

1.2.2 in der Zeit von jeweils 15.09.-30.11.:
a) im September zwischen 09.00 Uhr und 20.00 Uhr
b) im Oktober zwischen 09.00 Uhr und 18.00 Uhr
c) im November zwischen 09.00 Uhr und 16.30 Uhr.

1.3.  Tauchgänge bei Dunkelheit und geschlossener Eisdecke 
sind verboten.

1.4.  Tauchgänge sind so durchzuführen, dass jegliche Ge-
wässerverunreinigung ausgeschlossen werden kann. 
Dies beinhaltet auch ihre Vor- und Nachbereitung.

1.5.  Der Tauchplatz ist mit einer Boje zu markieren.
1.6.  Die Ufer sowie die Ufervegetation dürfen weder beschä-

digt noch beeinträchtigt werden.
1.7.  Die Beschädigung oder Entnahme von submerser Vege-

tation, von Schwimmblattpflanzen oder von Röhricht-
ständen ist nicht zulässig.

1.8.  Nach Beendigung eines Tauchganges dürfen keine Aus-
rüstungsgegenstände oder sonstige Stoffe im See oder 
am Ufer verbleiben.

1.9.  Das Auffüllen von Atemluftflaschen im Freien ist verboten.
1.10.  Grabungen und Erdbewegungen aller Art dürfen nicht 

durchgeführt werden.

2. Tauchgebiet

Das Sport-Tauchen mit Atemgerät ist im Badesee Riem aus-
schließlich im nördlichen Seeteil erlaubt. Das zulässige Tauch-
gebiet ist in der beiliegenden Karte, die Bestandteil dieses 
Bescheides ist, mit Schraffur gekennzeichnet. Vor Ort ist er 
durch entsprechende Beschilderung kenntlich gemacht.

3. Zugang für Tauchgänge

3.1.  Der Einstieg in den See ist nur über den befestigten 
Uferkai lt. beiliegender Karte zulässig.

3.2.  Eine Zufahrt mit Kraftfahrzeugen, insbesondere zum Ent- 
bzw. Einladen von Ausrüstungsgegenständen, ist nicht 
zulässig.

4. Sonderregelungen

Tauchgänge, die in Erfüllung dienstlicher Aufgaben oder zur 
Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft von Rettungsdiens-
ten oder anderen Behörden durchgeführt werden, sind im ge-
samten See zulässig; sie sind mittels der Flagge Buchstabe 
>> A << der internationalen Flaggenordnung (Doppelständer, 
deren Hälfte am Stock weiß und deren andere Hälfte blau ist) 
an dem Flaggenmast der Wasserwacht-Station deutlich sicht-
bar anzuzeigen.

III. Hinweise

1.  Diese öffentlich-rechtliche Widmung ersetzt grundsätzlich 
nicht evtl. notwendige Ausnahmegenehmigungen nach der 
Landschaftsschutzverordnung oder der Grünanlagensat-
zung der Landeshauptstadt München.

2.  Von dieser Verfügung nicht betroffen ist das Tauchen im 
Rahmen dienstlicher Aufgaben sowie das Tauchen zur Aus-
bildung für die Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft 
von Tauchern der Deutschen-Lebens-Rettungs-Gesell-
schaft, der Wasserwacht, der Polizei, der Feuerwehr, des 
Technischen Hilfswerkes und der Bundeswehr. Weiterhin 
sind von dieser Verfügung auch die Tauchgänge von Lan-
des- und Bezirksbehörden zu wissenschaftlichen Zwecken 
nicht betroffen. Alle derartigen Tauchgänge sind der Lan-
deshauptstadt München (Referat für Klima- und Umwelt-
schutz, US13) in schriftlicher Form anzuzeigen. 
Ungeachtet von dieser Erlaubnisfreiheit sind die Vorgaben 
dieses Bescheides zu beachten, soweit dies mit dem Ziel 
und Zweck solcher Tauchgänge vereinbar ist.

3.  Nach Art. 39 Abs. 2 Nr. 5 BayVwVfG bedarf es bei der öf-
fentlichen Bekanntmachung der Allgemeinverfügung keiner 
Begründung. Jeder Interessierte kann jedoch während der 
Dienststunden der Landeshauptstadt München (Referat für 
Klima- und Umweltschutz, US13, Zi. 4030, Bayerstr. 28 a, 
80335 München) in den vollständigen Bescheid Einsicht 
nehmen.

IV. Kosten
Für diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben. Kosten in 
weiteren Verfahren, beispielsweise bei Anträgen auf Ausnahme-
genehmigungen, hat derjenige zu tragen, der diese Amts-
handlung veranlasst hat.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt München, Bayerstr. 30, 80335 München, erhoben wer-
den, schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen¹)  Form.

München, 20. Dezember 2021  Referat für Klima- und  
Umweltschutz

  US13

Anlage: Karte des Badesees Riem

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
¹)  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher Mail ist nicht zuge-

lassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informatio-
nen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor dem Verwaltungs-
gericht infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.
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Bekanntmachung
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung; 
Nutzung von oberflächennahem Grundwasser zum  
Betreiben der Brunnenanlage der Metropolian R 1  
GmbH & Co. KG, Bavariafilmplatz 3, 82013 Grünwald;
Standort: Rüdesheimer Str. 1, Flurnummer Fl.Nr. 8515, 
Gemarkung München – Sektion 5

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet  
unter https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Klima-und-Umweltschutz/Bekanntmachungen.html

Für den Standort Rüdesheimer Str. 1 beabsichtigt die Metro-
polian R 1 GmbH & Co. KG den Betrieb einer Brunnenanlage 
zu Wärme- und Kühlzwecken. Beantragt wurde mit Unterlagen 
vom 21.06.2021 eine jährlichen Grundwasserentnahme-/Ver-
sickerungsmenge von 300.000 m³ (davon Kühlen: 227.500 m³ 
und Heizen: 72.500 m³). 

Für die geplante Maßnahme ist eine wasserrechtliche Erlaub-
nis gemäß Art. 15 Bayer. Wassergesetz (BayWG) erforderlich. 
Entsprechend §§ 5, 7 des Gesetzes zur Umwelt verträglich-
keits prüfung (UVPG) i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 (jährliche Grund-
wasserentnahme zwischen 100.000 m³ und 10 Millionen m³) 
war im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls 
festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeits prüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das genannte 
Vorhaben keiner Umweltver träglichkeitsprüfung bedarf, da er-
hebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt und die zu 
schützenden Güter nicht zu besorgen sind. 
Insbesondere ist eine ökologische Empfindlichkeit des Stand-
orts nicht gegeben. Die Brunnen anlage liegt nicht in einem in 
Nr. 2.3.8 der Anlage 3 zum UVPG genannten Gebiet, also in 
keinem Wasserschutz- oder Überschwemmungsgebiet. 
Ferner ist festzustellen, dass alles für die thermische Nutzung 
geförderte Grundwasser nach Abschluss der Nutzung dem 
Grundwasserleiter wieder vollständig zugeführt wird. Das Vor-
haben hat allenfalls durch die thermische Nutzung Auswirkun-
gen auf den Wasserhaushalt durch die Erwärmung des 
Grundwassers, da durch die Kühlung erwärmtes Grundwas-
ser dem Grundwasserleiter zugeführt. Da jedoch auch eine 
Wärmepumpenanlage betrieben wird, welche abgekühltes 
Wasser dem Grundwasserleiter zuführt, kann die Wärmebilanz 
zu ca. einem Drittel ausgeglichen werden. Der verbleibende 
Teil der nicht ausgeglichenen Wärmebilanz in Höhe von 
227.500 m³ hat wegen der enormen Mächtigkeit des lokalen 
Grundwasserleiters jedoch keine negativen Auswirkungen auf 
den Wasserhaushalt bzw. auf das Wasser.

Diese Feststellungen werden hiermit gemäß § 5 Absatz 2 Satz 
1 UVPG öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewie-
sen, dass diese Feststellungen nicht selbständig anfechtbar 
ist.

Das Protokoll über die Vorprüfung des Einzelfalls kann beim 
Referat für Klima- und Umweltschutz, Bayerstr. 28 a, 80335 
München, Sachgebiet US 13, Zimmer 4029 nach vorheriger 
telefonischer Anmeldung (Tel. Nr. 089/233-47522) eingesehen 
werden. Weitere Auskünfte können ebenfalls unter dieser  
Telefonnummer eingeholt werden.

München, den 17. November 2021 Referat für Klima 
  und Umweltschutz
  RKU-US 13

Satzung zur Teilaufhebung der Satzung  
der Landeshauptstadt München  
über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Tegernseer Landstraße / Chiemgaustraße“ 

vom 3. Dezember 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt auf Grund § 162  
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1-3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.09.2021 (BGBl. I 
S. 4147) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-l), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Sat-
zung:

§ 1 Teilaufhebung

(1)  Die Satzung über die förmliche Festlegung des Sanie-
rungsgebietes „Tegernseer Landstraße / Chiemgaustraße“ 
vom 26.10.2005 (MüABl. S. 465) wird – mit Ausnahme des 
Bereiches des Tegernseer Platzes (einschließlich des 
Grundstücks FlNr. 15806/25, Sektion 8) sowie der Straßen-
fläche Tegernseer Landstraße (einschließlich des Grund-
stücks FlNr. 15725/19, Sektion 8) bis zum nördlichen Ende 
des bisherigen Sanierungsgebietes – aufgehoben.

(2)  Der räumliche Geltungsbereich der in Absatz 1 genannten 
Ausnahme ist in dem Umgriffsplan der Anlage dieser Sat-
zung dargestellt, der mit Bekanntmachung dieser Satzung 
mit dem Namen „Tegernseer Landstraße“ als Sanierungs-
gebiet fortgeführt wird.

(3)  Die in Absatz 2 genannte Anlage ist Bestandteil dieser Sat-
zung.

§ 2 Inkrafttreten

Die Satzung wird gemäß § 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB mit ihrer 
Bekanntmachung rechtsverbindlich.

Anlage:
Anlage zur Satzung zum verbleibenden Sanierungsgebiet  
„Tegernseer Landstraße“.

Der Stadtrat hat die Satzung am 25.11.2021 beschlossen.

München, 3. Dezember 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister
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Öffentliche Bekanntmachung
Festsetzung und Entrichtung der
Grundsteuer im Stadtgebiet München
für das Kalenderjahr 2022

Gemäß § 27 Abs.3 des Grundsteuergesetzes kann die Grund-
steuer für diejenigen Steuerpflichtigen, die die gleiche Steuer 
wie im Vorjahr zu entrichten haben, anstatt durch individuellen 
Bescheid durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt  
werden. Für diese Steuerpflichtigen treten mit dem Tage der 
öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen 
ein, wie wenn ihnen an diesem Tage ein schriftlicher Grund-
steuerbescheid zugegangen wäre. 

Die Landeshauptstadt München macht hinsichtlich der 
Grundsteuerfestsetzung für das Kalenderjahr 2022 von dieser 
Möglichkeit der öffentlichen Bekanntmachung Gebrauch und 
setzt hiermit - vorbehaltlich der Erteilung eines schriftlichen 
Grundsteuermessbescheides oder Grundsteuerbescheides 
2022 in individuellen Fällen - die Grundsteuer für das Jahr 
2022 in gleicher Höhe wie im Vorjahr fest. 

Diejenigen Grundsteuerpflichtigen, die keinen Grundsteuerbe-
scheid 2022 erhalten, haben im Kalenderjahr 2022 die gleiche 
Grundsteuer zu entrichten, wie sie zuletzt für das Jahr 2021 
festgesetzt wurde. Auf den Inhalt der zuletzt ergangenen 
schriftlichen Grundsteuerbescheide wird ausdrücklich hinge-
wiesen.

Die Grundsteuer wird - vorbehaltlich einer anderen Regelung - 
zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November 2022 fällig (§ 28 Abs.1 
Grundsteuergesetz). Jahreszahler gemäß § 28 Abs.3 Grund-
steuergesetz haben den Gesamtbetrag der Steuer für 2022 
am 01. Juli 2022 zu entrichten.

Diese öffentliche Grundsteuerfestsetzung gilt zwei Wochen 
nach dem Tag der Veröffentlichung als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt  
(siehe 1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden.

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird

ist der Widerspruch einzulegen bei der 

Landeshauptstadt München
Stadtkämmerei
Herzog-Wilhelm-Str. 11
80331 München 
(Briefanschrift: Postfach 20 19 51, 80019 München )

Am letzten Tag des Fristablaufs steht nach Dienstschluss  
zur Einlegung des Widerspruchs der Sonderbriefkasten im 
Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem Auskunftsschalter am 
Eingang Fischbrunnen) zur Verfügung, in den der Widerspruch 
zur Wahrung der Frist noch bis 24 Uhr eingeworfen werden 
kann.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird

ist die Klage bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Bayerstr. 30
80335 München 
(Briefanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München) 

zu erheben.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz  
zugelassenen Form möglich.

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkun
gen!

Die wirksame elektronische Einlegung eines Widerspruchs 
bei der Landeshauptstadt München, Stadtkämmerei setzt  
voraus, dass der Rechtsbehelf mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur versehen ist und unter der Adresse  
poststelle@muenchen.de eingelegt wird.

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Widerspruch und Klage haben bei der Anforderung von 
öffentlichen Abgaben und Kosten keine zahlungsauf
schiebende Wirkung.

Bei einem erfolgreichen Widerspruch entstehen für Sie keine 
weiteren Kosten. Sollte der Widerspruch jedoch von der  
Widerspruchsbehörde zurückgewiesen oder von Ihnen zu-
rückgenommen werden, haben Sie die Kosten des Verfahrens 
zu tragen.

Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt, wird in Prozess-
verfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer-
hebung kraft Bundesrechts eine Verfahrensgebühr fällig.

Sonstige Hinweise:

–  Auf die Ausführungen in den zuletzt ergangenen Grundsteuer-
bescheiden wird ausdrücklich hingewiesen.

–  Für die durch diese öffentliche Bekanntmachung festgesetz-
ten Grundsteuern ergehen keine weiteren Zahlungsaufforde-
rungen.

–  Sollten Sie sich zukünftig für die Möglichkeit eines Last-
schrifteinzugs entscheiden, werden die festgesetzten Beträ-
ge zu den Fälligkeitsterminen abgebucht. Wir bitten Sie für 
Kontendeckung zu sorgen. Ein Lastschrifteinzug kann be-
quem unter www.muenchen.de/sepa online erteilt werden. 

–  Die Forderungen, für die eine Einzugsermächtigung vorliegt, 
werden zu den Fälligkeitsterminen von der hinterlegten 
Bankverbindung (IBAN und BIC) mit der entsprechenden 
Mandatsreferenz und der Gläubiger-ID 

DE 34 LHM 00 00 00 15 55 6 der Landeshauptstadt München 
abgebucht.

München, 06. Dezember 2021 Stadtkämmerei
  SKA 4.22
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Rumfordstr. 35 
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 1217/0,  
Gemarkung München 1, Bezirk 02
Dachgeschossneubau (3 WE), Anbau einer Notleiter und 
Umbau einer bestehenden Abluftanlage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 02.12.2021, Az.  6024-1.2-2020-17460-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 1234 und 1235, die dem Vorhaben nicht 
zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine  
Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen  
(hins. Nachbar FlurNr. 1235 liegt nur die Unterschrift der 
Hausverwaltung vor). Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche  
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag  
der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 220, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 21546.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft.  
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

–  Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-

nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 02. Dezember 2021 Referat für Stadtplanung 
  und Bauordnung
  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Geisenfelder Str. 1
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Laim / 127/131 / 25. 
Stadtbezirk
Ausbau des DG, Erhöhung des Kniestocks und Anbau  
eines StahlGlas Aufzugs mit Vergrößerung des Vorraums 
sowie Abbruch der best. Garage und Einbau eines  
Hubparkers für 6 PKW

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 01.12.2021, Az. 6024-1.23-2021-14134-23, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen, insbesondere zum Naturschutz und zur Beleuch-
tung des Außenaufzugs erteilt.

Die Genehmigung enthält insbesondere Befreiungen wegen 
Überschreitung der festgesetzten Baulinie bzw. Baugrenze 
und Abweichungen wegen Nichteinhaltung von Abstands-
flächen auf allen Grundstücksseiten. 

Den Nachbarn Fl.Nr. 110, Fl.Nr. 127/129, Fl.Nr. 127/142, Fl.Nr. 
127/228, sowie Fl.Nr.127/113, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail-
adresse plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
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Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).

 – Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 03. Dezember 2021 Referat für Stadtplanung 
  und Bauordnung
  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO  
Anwesen: Dachauer Str. 95 – 97
Gemarkung Sektion IV / Flurnr. 5982/0 / 3. Stadtbezirk
Nutzungsänderung einer Großtagespflege zu einer  
MiniKita ohne bauliche Änderung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 06.12.2021, Az. 1.1-2021-14749-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nrn. 6079/2, 6079/3, 6079/4, 6079/5, 5989, 
5980 und 5982, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, 
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-

tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 209, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl Nr. 
13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchsverfahren 
im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht keine Mög-
lichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. Seit 
01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwaltungs-
gericht München elektronisch eingereicht werden.

Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der  
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 06. Dezember 2021 Referat für Stadtplanung 
  und Bauordnung
  HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Friedenspromenade 79
Gemarkung: Trudering
Flurnr.: 313/18
Stadtbezirk: 15
Vorhaben: Abbruch Bestandsbebauung, Neubau zweier 
Einfamilienhäuser (kommun angebaut) und eines freiste
henden Mehrfamilienhauses mit gemeinsamer Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 06.12.2021, Az. 1.201-2021-16052-32, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 313/230, Fl.Nr.: 313/229, Fl.Nr.: 313/17, 
Fl.Nr.:313/30, Fl.Nr.: 313/29, Fl.Nr.: 313/28 und Fl.Nr.: 313/19, 
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn haben die Möglichkeit, entsprechend der Rechts-
behelfsbelehrung gegen den Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24597.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 

Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 06. Dezember 2021 Referat für Stadtplanung 
  und  Bauordnung
  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Hackenstr. 4
Gemarkung München 1 /Flurnr. 571/2 /Stadtbezirk: 1
Umbau und Nutzungsänderung: Einzelhandelsflächen zu 
Nutzungseinheit mit Laden, Café (60 Gastplätze) und 
Werkstatt („Pâtisserie Isabella“)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.12.2021, Az. 1.1-2021-15243-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/aufschiebender Bedingung und Hinweisen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 571, Fl.Nr. 571/1,Fl.Nr. 581/1, Fl.Nr. 583, 
Fl.Nr. 571/3 und Fl.Nr. 584, die dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausferti-
gung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nach-
dem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die 
Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66  
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 21544.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 35/2021

847

schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 07. Dezember 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Maistr. 6
Gemarkung Sektion VI /Flurnr. 10029/0 /Stadtbezirk: 2
Neubau eines Wohn und Geschäftshauses  
mit 11 Wohneinheiten im 1.OG bis zum DG, 1 Büro im EG 
und Tiefgarage mit 12 Stellplätzen – VORBESCHEID

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 06.12.2021, Az. 1.7-2021-20845-21, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Die Fragen zu Bauplanungs- und Bauordnungsrecht wurden 
positiv beantwortet. 
Mit Beantwortung der Fragen zum Vorhaben werden nachbar-
rechtlich geschützte Belange insoweit beeinträchtigt, als dass 
Abweichungen von Art. 6 BayBO (Abstandsflächen) gegen-
über den Nachbargrundstücken in Aussicht gestellt werden.

Den Nachbarn Fl.Nr. 10030, Fl.Nr. 10028/2, Fl.Nr. 10028 und 
Fl.Nr. 10002, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-

nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 21544.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 07. Dezember 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Ringseisstr 9
Gemarkung Sektion VI, Flurnr.10054/0, Stadtbezirk 2
Nutzungsänderung einer Büroeinheit (1.OG)  
zu einer Arztpraxis 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 06.12.2021, Az.1.2-2021-17603-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 10053, 10057 und Fl.Nr.: 10055/2, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Ver-
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25560.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wi-
derspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-

fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landes-
hauptstadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 
VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 06. Dezember 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: St. Emmeram 32a
Gemarkung Oberföhring, Flurnr. 62/3, Stadtbezirk 13
Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.12.2021, Az. 1.23-2021-16131-31, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter auf-
schiebenden Bedingungen,einer landschaftsschutzrechtli-
chen Erlaubnis, Auflagen und Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn wird die Baugenehmigung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit, entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen 
den Bescheid Klage einzulegen. Die Zustellung gilt mit dem 
Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 20549.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.
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 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 07. Dezember 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV - Lokalbaukommission

Bekanntmachung des Rettungszweckverbandes München

Die Regierung von Oberbayern hat die Haushaltssatzung des 
Rettungszweckverbandes München für das Haushaltsjahr 
2022 in ihrem Amtsblatt OBABl Nr. 29 vom 26.11.2021, S. 273, 
veröffentlicht.

München, 06. Dezember 2021 Kreisverwaltungsreferat - R1
   Rettungszweckverband 

München 

Aufgebot verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten Sparkassenbücher der Stadt-
sparkasse München wurden als verlorengegangen gemeldet 
und deshalb das Aufgebotsverfahren beantragt:

ausgestellt von der Stadtsparkasse München

Sparkassenbuch-Nr. auf den Namen des Einlegers 

902551597 Abel Rolf
45065844 Braun Sabine
45065885 Braun Sabine
902058478 Büthe Michael
902058635 Büthe Sandra
56093651 Coric Vjekoslav und Vinka

56093669 Coric Vjekoslav und Vinka
14401343 Erlanger Marion
17087750 Friedl Rudolf 
87358172 Gerte Cornelia
1947514 Gussmann Klaus
3002232811 Jakupoglu Dilek
42312900 Judt Nadine
58331695 Jung Jutta
1050897 Kailbach Franz
54038633 Kalny Brigitte
902552561 Kettner Margot
41346883 Langer Gerhard
41346891 Langer Gerhard
50048081 Laspe Elfriede
3002540031 Pjanic Fahrudin und Senka
78037728 Roßhaupter Erich
53053021 Weber Waltraud
38301776 Weiß Katharina
  
Es wurde am 08.12.2021 verfügt, das Aufgebotsverfahren ge-
mäß Art. 33 ff AGBGB durchzuführen. Die Inhaber der vorste-
hend aufgeführten Sparkassenbücher werden hiermit aufge-
fordert, ihre Rechte unter Vorlage der Urkunden ab 08.12.2021 
binnen drei Monaten, d.h. bis spätestens 08.03.2022 bei der 
Stadtsparkasse München, Ungererstraße 75, 80805 Mün-
chen, anzumelden. Urkunden, für welche Rechte innerhalb 
der gesetzten Frist nicht geltend gemacht werden, werden 
nach Ablauf dieser Frist für kraftlos erklärt.

München, 08. Dezember 2021  Stadtsparkasse München
   Direktion Prozesse und IT

Kraftloserklärung verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten, am 08.09.2021 als verloren 
aufgebotenen Sparkassenbücher, wurden mit Verfügung 
08.12.2021 für vom kraftlos erklärt, nachdem auf das erlasse-
ne Aufgebot innerhalb der dreimonatigen Einspruchsfrist 
Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden:

ausgestellt von der Stadtsparkasse München

Sparkassenbuch-Nr. auf den Namen des Einlegers 

19368075 Dr. Anselm Dietz
1278944 Elisabeth Charlotte Doerr
72037450 Regina Grenz-Huber
908553423 Nicole Hassoun
3003005208 Dr. Tina Hentschel
36416121 Mehmet und Hatun Kaya
3001868466 Basel Koro Haji
61310116 Karl Krause
111364964 Sigurd Krause
66040346 Englbert und Mathilde Lepschy
66040387 Mathilde Lepschy
10066280 Jürgen Lutz
53330650 Julia Oppermann
3002949786 Milda Schubert 
26512012 Stefan Schwarz
3002434508 Aydin Akguen u. Zehra Ucmak

  
München, 08. Dezember 2021 Stadtsparkasse München
  Direktion Prozesse und IT
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Nachrichtliche Veröffentlichung einer Allgemeinverfügung
zu der Bekanntmachung vom 10.12.2021 durch  
Veröffentlichung im Internet (www.muenchen.de),
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München.

Allgemeinverfügung der Landeshauptstadt München zur 
Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen im gesamten 
Stadtgebiet der Landeshauptstadt München zu präventi
ven Zwecken nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tier
seuchen („Tiergesundheitsrecht“) i.V.m. der Verordnung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest (GeflügelpestVer
ordnung), dem Tiergesundheitsgesetz und dem Gesetz 
über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf 
dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(Landesstraf und Verordnungsgesetz) 

Aufgrund des Art. 170 Abs. 1 Verordnung (EU) 2016/429 i.V.m. 
Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 
Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 6 Abs. 2 der Verordnung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verord-
nung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 
2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 
i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 der 
Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 
Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 
70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. 
c) VO (EU) 2016/429 i.V.m Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des 
Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungs-
recht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS II 
S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt durch § 2 des 
Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) geändert worden 
ist, Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 
Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 14a der Verordnung zum 
Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 
(BGBl. I S. 1665), sowie Artikel 3 Absatz 1 Nr. 3 und Abs. 2 
des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheits- und Veteri-
närdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz sowie 
die Lebensmittelüberwachung (Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetz – GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 
452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Ge-
setzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist, 
ergeht für das gesamte Stadtgebiet der Landeshauptstadt 
München folgende:

Allgemeinverfügung:

1.  Halter*innen von Geflügel und/oder in Gefangenschaft ge-
haltener Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 und 10 VO (EU) 
2016/429 (Hühner, Perlhühner, Truthühner, Rebhühner, Fa-
sane, Laufvögel, Wachteln, Enten, Gänse) im Stadtgebiet 
der Landeshauptstadt München bis einschließlich 1.000 
Tieren haben sicherzustellen, dass

 a.  die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen 
Standorte der Tiere gegen unbefugten Zutritt oder unbe-
fugtes Befahren gesichert sind, die Ställe oder die sonsti-
gen Standorte der Tiere von betriebsfremden Personen 
nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einweg-
schutzkleidung betreten werden und dass diese Perso-
nen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlas-
sen des Stalles oder sonstigen Standorts der Tiere 
unverzüglich ablegen,

 b.  Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt 
und desinfiziert sowie Einwegschutzkleidung nach Ge-
brauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird,

 c.  nach jeder Ein- oder Ausstallung von Geflügel oder in 
Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne des Artikel 4 

Nr. 9 und 10 VO (EU) 2016/429 die dazu eingesetzten  
Gerätschaften und der Verladeplatz gereinigt und desinfi-
ziert werden und dass nach jeder Ausstallung die frei  
gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen 
Einrichtungen und Gegenstände gereinigt und desinfi-
ziert werden,

 d.  betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 der ViehVerkV unmittelbar nach Ab-
schluss eines Transports der Tiere auf einem befestigten 
Platz gereinigt und desinfiziert werden,

 e.  Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die 
in der Haltung von Geflügel oder in Gefangenschaft ge-
haltener Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 und 10 VO 
(EU) 2016/429 eingesetzt und

  aa) in mehreren Ställen oder
  bb)  von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden, 

jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall 
oder, in den Fällen des Buchstaben bb), im abgeben-
den Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert 
werden,

 f.  eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchge-
führt wird und hierüber Aufzeichnungen gemacht wer-
den,

 g.  der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen 
zur Aufbewahrung verendeter Tiere nach jeder Abholung, 
mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und desin-
fiziert wird oder werden,

 h.  eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände 
sowie eine Einrichtung zum Wechseln und Ablegen der 
Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vorgehalten 
wird.

2.  Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen 
ähnlicher Art, bei denen Geflügel im Sinne des Artikel 4 Nr. 
9 VO (EU) 2016/429 und/oder in Gefangenschaft gehaltene 
Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, aus-
genommen Tauben, verkauft, gehandelt oder zur Schau ge-
stellt werden, sind im Stadtgebiet der Landeshauptstadt 
München verboten.

3.  Für Wildvögel im Sinne des Art. 4 Nr. 8 VO (EU) 2016/429 
i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 7 Geflügelpest-Verordnung (hierunter 
fallen: Hühnervögel, Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regen-
pfeiferartige, Lappentaucherartige oder Schreitvögel) gilt 
ein allgemeines Fütterungsverbot im gesamten Stadtgebiet 
der Landeshauptstadt München.

4.  Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im 
Sinne des Artikel 4 Nr. 9 und 10 VO (EU) 2016/429 darf/dür-
fen außerhalb einer gewerblichen Niederlassung oder von 
Personen, welche keine solche Niederlassung haben, ge-
werbsmäßig nur abgegeben werden, soweit das Geflügel 
längstens vier Tage vor der Abgabe klinisch tierärztlich 
oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach nähe-
rer Anweisung der zuständigen Behörde mit negativem  
Ergebnis auf hochpathogenes oder niedrigpathogenes  
aviäres Influenzavirus untersucht worden ist. Beginn der 
Viertagesfrist ist der Tag des auf der tierärztlichen Beschei-
nigung eingetragenen Untersuchungsdatums bzw. des  
Datums des Laboruntersuchungsbefundes.

 a)  Im Fall von Enten und Gänsen sind die virologischen Un-
tersuchungen jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand 
in einem Landeslabor oder in einem für diese Untersu-
chung nach der Norm ISO/IEC 17025 akkreditierten Privat-
labor durchzuführen. Die Probenahme für die virologische 
Untersuchung hat durch einen praktizierenden Tierarzt 
mittels eines Rachen- und Kloakentupfers zu erfolgen. 
Werden weniger als 60 Enten oder Gänse gehalten, sind 
die jeweils vorhandenen Enten und Gänse zu untersu-
chen. 
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 b)  Im Fall von anderem Geflügel als Enten und Gänsen sind 
die zur Abgabe im Reisegewerbe vorgesehenen Tiere durch 
einen praktizierenden Tierarzt klinisch zu untersuchen.

5.  Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 bis 4 des Tenors 
getroffenen Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1  
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

6. Kosten werden nicht erhoben.

7.  Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung als bekannt gegeben. 

Hinweise:

1.  Auf die Vorgaben gem. Art. 170 Abs. 1 i.V.m. Art. 10 Abs. 1 
Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 3 Geflügelpest-Verord-
nung und Art. 170 Abs. 1 i.V.m. Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) 
i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 Geflü-
gelpest-Verordnung der hinsichtlich der allgemein gelten-
den Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früh-
erkennung bei gehäuften Verlusten wird hingewiesen.

2.  Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich erforderliche 
Zulassung von Geflügelhändler*innen anhand der Vorlage 
der entsprechenden Zulassungsbescheide vor der Bestel-
lung von Geflügel durch die*den Tierhalter*in zu überprüfen. 
Alternativ ist die Liste der für den innergemeinschaftlichen 
Handel zugelassenen Geflügelbetriebe im Internet abrufbar 
unter: https://tsis.fli.de/Home/BMEL/_fserve.aspx?f=Ip392t
sqKCuTjJuMKZjNOQ%3d%3d.

3.  Nach Art. 84 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 26 Abs. 1 der Vieh-
VerkV sind Halter*innen von Hühnern, Enten, Gänsen, Fasa-
nen, Perlhühnern, Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln oder 
Laufvögeln verpflichtet, die geplante Geflügelhaltung der 
zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe 
des Namens, der Anschrift und der Anzahl der im Jahres-
durchschnitt voraussichtlich gehaltenen Tiere, ihrer Nut-
zungsart, ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart 
sowie die Betriebsnummer mitzuteilen. 

4.  Zur Meldung einer Geflügelhaltung befindet sich im Internet 
ein entsprechendes Formblatt https://stadt.muenchen.de/
infos/tierseuchen.html (unter Punkt 9). 

Für die Zuteilung der Betriebsnummer ist für das Stadtgebiet 
München das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten in Ebersberg (Wasserburger Str. 2, 85560 Ebersberg;  
Telefon 08092/ 26990; E-Mail: poststelle@aelf-eb.bayern.de ) 
zuständig. Die Betriebsnummern werden auf Antrag zuge-
teilt.

5.  Ordnungswidrig i.S.d. des § 64 der Geflügelpest-Verord-
nung, § 46 ViehVerkV und § 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemein-
verfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro geahndet werden. 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass im Falle der 
Nichtbefolgung der Anordnungen aus dieser Allgemein-
verfügung diese mit Zwangsmitteln nach dem Bayerischen 
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (VwZVG) 
durchgesetzt werden können.

6.  Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen an 
den Landesuntersuchungs einrichtungen zur Früherkennung 
im Sinne des Art. 170 Abs. 1 i.V.m. Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) 
i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i.V.m § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Ge-
flügelpest-Verordnung sind kostenfrei. 

7.  Es wird empfohlen, Hunde und Katzen an Gewässern (z. B. 
Isarauen, Münchner Seen) nicht freilaufen zu lassen.

8.  Bei fachlichen Rückfragen zu dieser Allgemeinverfügung 
können Sie sich an das Städtische Veterinäramt München 
(veterinaeramt.kvr@muenchen.de) wenden.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht München. 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a. Schriftlich an oder zur Niederschrift bei 
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

b.  Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

1.  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich 
des Tiergesundheitsrechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzule-
gen.

2.  Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zugelas-
sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Ab 01.01.2022 
muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen.

3.  Die Klage muss die*den Kläger*in, die*den Beklagte*n und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt wer-
den. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftli-
cher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

4.  Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig.

München, 10. Dezember 2021 Kreisverwaltungsreferat
  Sicherheit und Ordnung. 

Prävention
 Allgemeine Gefahrenabwehr
 Mickisch
 Stadtdirektor
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